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Anzahl
Senatskanzlei - Planungsstab - PL 24 / PL 23 - 1
Behorde fir Inneres und Sport - Amt flr Innere Verwaltung und Planung - A 3 - 1
- Verkehrsdirektion — VD 52 - 3#
- Feuerwehr - F 046 -
- Gefahrenerkundung Kampfmittelverdacht - 1
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AKN Eisenbahn AG -Abt. Bauwesen/ Infrastruktur
Postfach 1463, 24562 Kaltenkirchen 1#
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hier: Abstimmung mit den Behérden und Tragern 6ffentlicher Belange

Sehr geehrte Damen und Herren,

anliegend werden lhnen der Entwurf des Bebauungsplanes (Verordnung, Begriindung und
Planbild) und der Entwurf zur Anderung des Landschaftsprogramms mit der Bitte um Stellung-
nahme gemal § 4 Absatz 2 des Baugesetzbuchs Ubersandt.

Ihre schriftliche Stellungnahme (bitte auch per Mail) richten Sie bis zum 04. April 2013 an:

Behdrde fur Stadtentwicklung und Umwelt,

Amt fir Landes- und Landschaftsplanung, Regionalabteilung Nord, LP 33,
z.H. Herrn Holger Djurken-Karnatz (Tel: 040.428.40.8244)

Alter Steinweg 4

20459 Hamburg / Holger.Djurken-Karnatz@bsu.hamburg.de

und

WRS-Architekten und Stadtplaner
Donnerstrafl3e 10
22763 Hamburg / Stadtplaner@wrsind.net

Liegt bis dahin keine Stellungnahme vor, wird davon ausgegangen, dass keine Bedenken be-
stehen.

Die mit dem Symbol # versehenen Dienststellen werden gebeten, ihre Stellungnahme bis zum
21.03 2013 der Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Amt fur Verkehr und Straf3en-
wesen - V 31 - (Stadthausbriicke 8, 20355 Hamburg) zuzuleiten.

Zum verschickten Entwurf des Bebauungsplans werden noch folgende Hinweise vorangestellt.

Mit dem Bebauungsplan sollen die in diesem Bereich bisher geltenden B-Plane Langenhorn
26 und 45 ersetzt und die planungsrechtliche Voraussetzung fir den Bau von ca. 150 neuen
Wohnungen und die Erneuerung von 550 vorhandenen Wohnungen geschaffen werden. Ne-
ben der Ausweisung von einigen neuen Baugrenzen soll dies hauptsachlich durch die Aus-
weitung der bisher geltenden Baugrenzen mit einer gréf3eren Bautiefe ermdglicht werden.
Unter und zum Teil zwischen den Gebauden sind Stellplatze in Tiefgaragen vorgesehen.

Die in der Planzeichnung festgesetzten Tiefen der Baugrenzen werden im Detail noch uber-
pruft und angepasst werden. Ziel ist es Gebaude mit einer Tiefe von 11,5 m - 12 m zu ermég-
lichen.

Das in Auftrag gegebene Gutachten zur Offenen Oberflachenentwéasserung ist zurzeit noch
in der Bearbeitung. Die daraus resultierenden Konsequenzen fir die Verordnung und Be-
grindung kénnen erst auf dem AK 1 dargelegt werden. Es ist davon auszugehen, dass Fla-
chenvormerkungen fur Oberflachenentwasserung vorzusehen sind.

Fur das als Griunflache festgesetzte Flurstiick 9250 ist die Eigentumszuordnung noch zu kla-
ren. Das im stadtischen Besitz befindliche und im jetzigen Planrecht als Gemeinschaftsstell-
flache/Gemeinschaftsgarage ausgewiesene Flurstiick, kénnte ggf. fur erforderliche vorgese-
hene Oberflichenentwéasserung geeignet sein. Dies ist im weiteren Verfahren noch zu klaren.

Mit freundlichen GriiRen

Holger Djurken-Karnatz

Anlagen:



Hamburg, 28. Februar 2013
(Trager Beteiligung)

ENTWURF
einerVerordnung
Uber den Bebauungsplan Langenhorn 73

Vom ...

Auf Grund von 8§ 10 in Verbindung mit 8 12 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23.
September 2004 (BGBI. | S. 2415), zuletzt gedndert am 22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509), in
Verbindung mit § 3 Absatz 1 sowie 8 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der
Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBI. S. 271), zuletzt geandert am 14. Juni 2011
(HmbGVBI. S. 256), § 4 Absatz 3 des Hamburgischen Gesetzes zur Ausfuhrung des Bun-
desnaturschutzgesetzes (HmbBNatSchAG) vom 11. Mai 2010 (HmbGVBI. S. 350, 402) ,
geadndert am 23. Dezember 2011 (HmbGVBI. 2012 S. 3) in Verbindung mit 8 9 Absatz 3
Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zu-
letzt gedndert am 6. Februar 2012 (BGBI. | S. 148, 181),8 81 Absatz 1 Nummer 2 der Ham-
burgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBI. S. 525, 563), zuletzt geandert
am 20. Dezember 2011 (HmbGVBI. S. 554) sowie 8 1, § 2 Absatz 1, § 3 und § 4 Nummer 3
der Weiterlbertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBI. S. 481), zuletzt
geadndert am 29. Mai 2012 (HmbGVBI. S. 213), wird verordnet:

§1

(1) Der Bebauungsplan Langenhorn 73 fir den Geltungsbereich 6stlich der Langenhorner
Chaussee, ndrdlich und sidlich der Stra3e Wulffsgrund in Langenhorn (Bezirk Langen-
horn, Ortsteil 432) der Gemarkung Langenhorn (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 432) wird
festgestellt.

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt:

Langenhorner Chaussee — Nordgrenze des Flurstiicks 380 der Gemarkung Langenhorn
— Tarfenb66m — Nordgrenze des Flurstiicks 2925 der Gemarkung Langenhorn — Tan-
nenzuschlag — Nordgrenze des Flursticks 2924, Westgrenze der Flurstiicke 11128,
11130, 11129, 11127, Westgrenze des Flurstiicks 2914 der Gemarkung Langenhorn -
Waulffsblocken — Dieckmihlenweg, Foorthkamp, Ostgrenze 4009, Sidgrenze 10877 -
West-, Nord-, Ost- und Sudgrenzen des Flursticks 8569 der Gemarkung Langenhorn -
Wulffsblocken — Nord- und Ostgrenze des Flurstiicks 2910, Ostgrenze des Flurstiicks
2911 der Gemarkung Langenhorn — Wulffsgrund — Reekamp — Sidgrenze des Flur-
stiicks 783, Sudgrenze des Flurstlicks 2923, Sudgrenze des Flurstlicks 2927, Stdgren-
ze des Flurstucks 2928, Sudgrenze des Flurstiicks 2929 der Gemarkung Langenhorn -
Tarfenb66m - Sid- und Westgrenze des Flurstiicks 2930 der Gemarkung Langenhorn —
Wulffsgrund (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 432).

(2) Das mal3gebliche Stick des Bebauungsplans und die ihm beigegebene Begriindung
sowie die zusammenfassende Erklarung geméal 8 10 Absatz 4 des Baugesetzbuches
werden beim Staatsarchiv zur kostenfreien Einsicht fir jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begriindung sowie die zusammenfassende Erklarung

kénnen beim ortlich zustandigen Bezirksamt wahrend der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusatzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind,



kénnen sie gegen Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den 88 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten Vermdgensnachtei-
le eingetreten sind, kann ein Entschadigungsberechtigter Entschadigung verlangen.
Er kann die Falligkeit des Anspruchs dadurch herbeiflihren, dass er die Leistung der
Entschadigung schriftlich bei dem Entschadigungspflichtigen beantragt. Ein Entsché-
digungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichneten Vermdgensnachteile eingetreten
sind, die Falligkeit des Anspruchs herbeigefihrt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Baugesetzbuchs beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berlcksichtigung des 8§ 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche
Verletzung der Vorschriften Gber das Verhéltnis des Bebauungsplans und des Fla-
chennutzungsplans und

c) nach 8§ 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Mangel des Abwa-
gungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans
schriftlich gegenliber dem ortlich zustéandigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begriindenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

§2

Fur die Ausfuhrung des Bebauungsplans gelten nachstehende Vorschriften:

1.

Im allgemeinen Wohngebiet werden Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nummern 1 bis 5 der
Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 133), zuletzt
geéandert am 22. April 1993 (BGBI. | S. 466, 479) ausgeschlossen.

Bei den in der Planzeichnung als Hochstmald festgesetzten Gebaudehdhen werden die
jeweiligen Geldndehdhen als Bezugspunkte festgesetzt.

Im allgemeinen Wohngebiet sind in den Gebéauden parallel zur Langenhorner Chaussee
die Wohn- und Aufenthaltsraume durch geeignete Grundrissgestaltung der dstlichen, das
heil3t der larmabgewandten Gebaudeseite zuzuordnen. Sofern eine Anordnung aller
Wohn-, Aufenthalts- und Schlafrdume an den larmabgewandten Geb&audeseiten nicht
moglich ist, sind vorrangig die Schlafraume den larmabgewandten Gebdudeseiten zuzu-
ordnen. Fur die RAume an den larmzugewandten Gebaudeseiten ist ein ausreichender
Schallschutz durch bauliche MaRnahmen an AufRentiren, Aulienwanden und Déchern zu
schaffen.

Fur einen AuRenbereich einer Wohnung (Balkone, Terrassen, Loggien) in den Gebauden
parallel zur Langenhorner Chaussee ist entweder durch Orientierung an larmabgewand-
ten Gebaudeseiten oder durch bauliche SchallschutzmalRnahmen, wie z.B. verglaste
Vorbauten mit teilgedffneten Bauteilen, sicherzustellen, dass durch diese baulichen
MalRnahmen insgesamt eine Schallpegelminderung erreicht wird, die es ermdglicht, dass
in dem der Wohnung zugehérigen Aul3enbereich ein Tagespegel von kleiner 65 dB(A) er-
reicht wird.

Die Dacher der Gebaude sind als Flachdach oder als flach geneigtes Dach mit bis zu 10
Grad Neigung zu errichten und mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren
Substrataufbau zu versehen und extensiv zu begrinen, soweit sie nicht der Belichtung,



10.

11.

als Zuwegung oderTerrassenflache dienen. Der zu begriinende Dachflachenanteil muss
mindestens 80 v.H. betragen.

Tiefgaragen sind mit einem mindestens 50 cm starken, durchwurzelbaren Substrataufbau
zu versehen und zu begriinen. Fir anzupflanzende Baume auf Tiefgaragen muss auf ei-
ner Flache von 12 m? je Baum die Schichtstérke mindestens 1 m betragen.

Auf den privaten Grundsticksflachen sind Geh — und Fahrwege sowie die ebenerdigen
Stellplatze in wasser- und luftdurchlassigem Aufbau herzustellen.

Grundstuckseinfriedungen und Einfriedungen von Mietergarten sind nur in Form von He-
cken, jeweils einheitlich aus einer Gehdlzart, zulassig. Die Hecken sind auf einer Hohe
von 80 cm bis 120 cm zu erhalten.

Fur die zu erhaltenden Baume und Heckenanpflanzungen sind bei Abgang Ersatzpflan-
zungen so vorzunehmen, dass der Umfang und Charakter der Pflanzung erhalten bleibt.
Aulerhalb von o6ffentlichen StralRenverkehrsflachen sind Geldndeaufhéhungen oder Ab-
grabungen im Kronenbereich der Baume unzuléssig.

Fur festgesetzte Baumpflanzungen und fur Heckenpflanzungen sind standortgerechte
einheimische Laubgehélze zu verwenden, zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.
Grol3kronige Baume missen einen Stammumfang von mindestens 18 cm, kleinkronige
Baume einen Stammumfang von mindestens 14 cm, gemessen in 1 m Hohe tUber dem
Erdboden aufweisen.

Im reinen und im allgemeinen Wohngebiet ist je 150 m? der nicht Gberbaubaren Grund-
stuckflache mindestens ein kleinkroniger Baum oder je 300 m2 der nicht zu Gberbaubaren
Grundstucksflache mindestens ein groR3kroniger Baum zu pflanzen.

Fur die Erschlielung der Flurstiicke 2914, 11127-11130 und 2911, Gemarkung Langen-
horn kdnnen noch weitere ortliche Verkehrsflachen erforderlich werden. lhre genaue La-
ge bestimmt sich nach der beabsichtigten Bebauung. Sie werden gemaf § 125 Absatz 2
Baugesetzbuch hergestellt.

Hinweis: Zur Oberflachenwasserentsorgung, zum Bau von Versickerungsanlagen in den
Baugebieten und zum Artenschutz werden im weiteren Verfahren noch Festsetzungen ge-
troffen, sobald ein entsprechendes Oberflachenwasserentsorgungskonzept vorliegt.

§3

Fur das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebauungsplane aufgehoben.
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Entwurf der Begrindung
zum
Bebauungsplan
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(Arbeitsstand Februar 2013)

LH 391, 19.02.2013
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1 Grundlage und Verfahrensablauf
Grundlage des Bebauungsplans ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBI. | S. 2415), zuletzt geandert am 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509).

Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss 01/2013 vom 14.02.2013 (Amtl. Anz.
S....... ) eingeleitet. Die Offentlichkeitsbeteiligung mit 6ffentlicher Unterrichtung und Erérterung
hat nach der Bekanntmachung vom 08.06.2010 (Amtl. Anz. Nr. 44, S. 995) in der Form einer 6f-
fentlichen Plandiskussion am 17.06.2010 stattgefunden. Nach der Fortfihrung der Planbearbei-
tung durch den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erfolgte am 12.06.2012 eine zweite
offentliche Plandiskussion (Bekanntmachung im Amt. Anz. Nr. 42, S. 901).

Die offentliche Auslegung des Planentwurfes erfolgte nach Bekanntmachung vom ........ (Amtl.
Anz. Nr....S......)).

2 Anlass der Planung

Die an den StralRen Wulffsgrund, den angrenzenden StraR3enstlicken vom Tarfenb66m, Tannen-
zuschlag und Reekamp und den Strafen Wulffstwiete, Wulffsblécken, Wulffsgang und einem
Teilstiick vom Dieckmihlenweg in Langenhorn bestehende Wohnsiedlung mit Mietwohnungen
im Geschosswohnungsbau aus den Jahren 1942 und 1952, soll zur Verbesserung und Erweite-
rung der Wohnraumversorgung in der Stadt Hamburg nachverdichtet werden. Bereits seit lan-
gerem bestand sowohl von Seiten zahlreicher Mieter als auch von Vermieterseite der Wunsch
zu nachhaltigen Verbesserungen der dortigen Wohnsituation, die in dem relativ engen Korsett
des bisherigen Bebauungsplanes Langenhorn 26 aber wirtschaftlich nicht umsetzbar waren.
Gleichzeitig soll die Mdglichkeit geschaffen werden, den alten Gebaudebestand durch aktuellen
Standard entsprechende Neubauten zu ersetzen. Mit der Anpassung an aktuelle Warmeschutz-
richtlinien und durch schrittweisen Ersatz der Altbauten durch Neubauten soll im Rahmen der
vorhandenen stadtebaulichen Struktur die Wohnsiedlung mit zuséatzlichen Wohnungen verdich-
tet werden. Diese Malinahme der Energieeinsparung dient auch dem Ziel eines verbesserten
Klimaschutzes.

Anstelle der im Jahre 2012 vorhandenen 546 kleinen Wohnungen mit durchschnittlich 48 gm
Wohnflache soll die planungsrechtliche Voraussetzung daflir geschaffen werden, um auf dersel-
ben Flache ca. 700 Wohnungen realisieren zu kénnen.

Um die stadtebaulichen Grundstruktur der Siedlung zu erhalten, werden die vorhandenen Bau-
fenster erweitert und dadurch eine gréRere Bautiefe fir die Gebaude ermdglicht. Weiterhin soll
die Anzahl der zulassigen Vollgeschosse um | bis max. Il erhéht und einige zuséatzliche Baukor-
per ermdglicht werden.

Die Revitalisierung mit Verdichtung der Wohnanlage, deren Wohnungen weiterhin als Mietwoh-
nungen erhalten bleiben sollen, wird in einem langjahrigen Prozess erfolgen, der es ermdglicht
Mietern aus den zuerst abzureillenden Gebauden in andere frei werdende Mietwohnungen um-
zuziehen und dann die Neubauwohnungen vorrangig den Mietern aus der Siedlung zur Neuan-
mietung anzubieten. Im Rahmen eines stadtebaulichen Vertrages werden sich die Eigentimern
verpflichten einen verbindlichen Anteil an 6ffentlich geférderten Wohnraum zu errichten.

Die im Rahmen des jeweiligen Wohnungsneubaus zu erstellenden Stellplatze werden, von we-
nigen Ausnahmen abgesehen, vollstandig in neu zu schaffenden Tiefgaragen angeordnet.



3 Planerische Rahmenbedingungen
3.1 Rechtlich beachtliche Tatbestande

3.1.1 Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan fiir die Freie und Hansestadt Hamburg in der Fassung der Neube-
kanntmachung vom 22. Oktober 1997 (HmbGVBI. S. 485) stellt fir das Plangebiet ,Wohnbaufla-
chen” dar. Die westlich an das Plangebiet angrenzende Langenhorner Chaussee ist als ,Sonsti-
ge HauptverkehrsstraRen“ hervorgehoben.

3.1.2 Landschaftsprogramm

Das Landschaftsprogramm fir die Freie und Hansestadt Hamburg vom 14. Juli 1997 (HmbGVBI.
S. 363) stellt fur das Plangebiet die Milieus ,Etagenwohnen®, ,Gartenbezogenes Wohnen" und
»Sonstige Hauptverkehrsstra3e* dar. Im ndrdlichen Bereich des Plangebietes verlauft in Ost-
West Richtung eine ,Griine Wegeverbindung“ als Milieulibergreifende Funktion. Weiterhin sind
als Milieutibergreifende Funktionen im Bereich der Langenhorner Chaussee ,Entwicklungsbe-
reich Naturhaushalt* und innerhalb des Plangebietes ,Schutz oberflichennahes Grundwas-
sers/Stauwassers" dargestellt.

Die Karte Arten- und Biotopschutz stellt fir das Plangebiet die Biotopentwicklungsraume 1lla
,Offene Wohnbebauung mit artenreichen Biotopelementen, wie Hecken, Knicks, Timpeln, Ru-
deralflachen, Gehdlzbestidnden, Baumen und Wiesen, bei hohem Anteil an Grinflachen®, 12
“Stadtisch gepragte Bereiche teils geschlossener, teils offener Wohn- und sonstiger Bebauung
mit mittlerem bis geringem Griinanteil“ sowie 14e ,HauptverkehrsstraBen“ dar.

3.2 Andere rechtlich beachtliche Tatbestande

3.2.1 Bestehende Bebauungspléane

Fur den grof3ten Teil des Plangebietes gilt der Bebauungsplan 26 vom 17.03.1969 (GVBI. Nr. 8,
S. 32). Nordlich Wulffsblécken, ostlich Dieckmihlenweg und stdéstlich Foorthkamp gilt der Be-
bauungsplan Langenhorn 45 vom 08.03.1968 (GVBI. Nr. 9, S. 22). In beiden Bebauungspléanen
werden alle Baugebiete als Reine Wohngebiete festgesetzt, erganzt mit Festsetzungen fiir Stell-
platz- und Garagenanlagen. Das Mal3 der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung einer
zwingenden Zweigeschossigkeit mit direkt an den Geb&udeaulenkanten festgesetzten Bau-
grenzen bestimmt.

Im B-Plan Langenhorn 45 ist im Eckbereich Dieckmiihlenweg/Foorthkamp eine Flache fir Ver-
und Entsorgungsanlagen (HEW Abspannwerk) und eine einrahmende o6ffentliche Grinflache
festgesetzt.

Die StraRen Langenhorner Chaussee, Wulffsgrund, Tarfenb66m, Tannenzuschlag, Reekamp,
Woulffsblocken und Dieckmiihlenweg sind als StraRenverkehrsflachen festgesetzt.

3.2.2 Baumschutz

Fur die im Plangebiet vorhandenen Baume gilt die Baumschutzverordnung vom 17. September
1948 (Sammlung des bereinigten hamburgischen Landesrechts | 791-i), zuletzt ge&dndert am 11.
Mai 2010 (HmbGVBI. S. 350, 359, 369), i. V. m. den Bestimmungen nach § 39 Absatz 5 Satz 2
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt gean-
dert am 6. Februar 2012 (BGBI. | S. 148, 181)




3.2.3 Bauschutzbereich
Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich des Flughafens Hamburg-Fuhlsbiittel.

3.3 Andere planerisch beachtliche Tatbesténde

3.3.1 Verkehrsgutachten und Larmtechnische Untersuchung

Fur das Plangebiet wurde im November 2009 ein Gutachten zur potenziellen Verkehrsentwick-
lung im Plangebiet und in den angrenzenden Straf3en erstellt. Auf der Basis dieser Verkehrs-
prognose erfolgte eine schalltechnische Begutachtung beziiglich des zuklnftig einwirkenden
StralRenverkehrslarms auf die Wohnnutzung im Plangebiet und in den Nachbarstralen. Beide
Gutachten wurden auf der Grundlage des im Herbst 2009 erstellten und im Jahr 2010 in der 6f-
fentlichen Plandiskussion vorgestellten B-Planentwurfes verfasst. Dieser ab 2012 nicht mehr
weiter verfolgte B-Planentwurf sah den Bau von 800 Wohnungen vor. In dem im Jahr 2012 vor-
liegenden gednderten Entwurf wird das MalR3 der baulichen Nutzung so reduziert, dass nunmehr
von der Realisierung von 700 Wohnungen ausgegangen werden kann, d.h. rund 150 Wohnun-
gen Uber den vorhandenen Bestand hinaus.

Im Februar 2013 wurde das Verkehrsgutachten aktualisiert, nunmehr auf der Basis von 713 WE
im Plangebiet (gemalR dem vorliegenden stadtebaulichen Funktionsplan). Eine Aktualisierung
der schalltechnischen Begutachtung war nicht erforderlich.

3.3.2 Artenschutzrechtliche Untersuchungen

Im Jahr 2009 erfolgte eine vertiefende Potenzialabschatzung zum Vorkommen von artenschutz-
rechtlich relevanten Tierarten (siehe Kapitel Artenschutzrechtliche Untersuchungen).

Neben einer Literaturauswertung wurden am 27.04, 05.06 und am 23.06.2009 flachendeckende
Begehungen im Bebauungsplangebiet im Hinblick auf Avifauna und Fledermause durchgefiihrt.
Weitere artenschutzrechtlich relevante Tierarten sind aufgrund der Habitatausstattung nicht an-
zunehmen.

3.3.3 Verschattungssimulation

In den Jahren 2009 und 2012, nun auf der Basis des geénderten Entwurfs, ist die in Folge der
Planung durch die Neubauten zu erwartende Verschattung der nordwestlich und stdwestlich
des Plangebietes liegenden Gebaude simuliert worden (vgl. Seite 15 / Schutzgut Mensch).

3.4 Angaben zum Bestand

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Langenhorn im Bezirk Hamburg-Nord. Das Plangebiet
wird durch den OPNV erschlossen: Durch die im Nordosten, rund 700 m von der nordlichen
Plangebietsgrenze entfernt liegende U-Bahnstation Langenhorn-Nord und durch Buslinien auf
der Langenhorner Chaussee mit einer Haltestelle stdlich der Einmindung Wulffsgrund.

Das Plangebiet selbst wird durch die zweigeschossigen Wohnblécke mit sehr hohen Sattelda-
chern gepragt, wobei sich in allen Wohngebauden mit Wohnungen ausgebaute Dachgeschosse
befinden. Die Wohnbldcke haben in der Regel zur Eingangsseite einen Sockel, so dass die Erd-
geschosswohnung Uber einige Stufen bei halber Treppe erreicht wird. Auf der Gartenseite ist
das Gelandeniveau hoéher, so dass zahlreiche Wohnungen dort kleine Wohnterrassen und
Mietergarten aufweisen. Durch intensive Heckeneingriinungen und vorhandene Mietergérten
vermittelt die Siedlung einen Gartenstadtcharakter.
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Dieser Gartenstadtcharakter wird durch einen teilweise hohen Baumbestand im Plangebiet bzw.
am Rande des Plangebietes unterstiitzt. Raumbildende GrolRbdume befinden sich am Nord-
ostrand knapp auf3erhalb des Plangebietes, am Ostrand im Bereich des Weges Nr. 360, den
Flurstiicken 2920 und 11255 und als Reihe grofRer Eichen an der Nordseite vom Waulffsgrund
(6stlich des Knotens mit dem Reekamp).

Aufgrund des beim Bau der Siedlung in den 1940er und 1950er Jahren nicht oder kaum vorhan-
denen Bedarfs an Stellplatzen, sind im Bestand in nur sehr geringem Umfang private Stellplatze
vorhanden. Das Plangebiet ist daher ausschlie3lich durch Wohnnutzung gepragt. Auf der Sud-
seite vom Wulffsgrund, auf dem Flurstiick 701, vor der Einmiindung in die Langenhorner Chaus-
see, befindet sich — direkt au3erhalb des Plangebietes — eine kleine Ladenzeile.

Das Gelande steigt von der Langenhorner Chaussee in Richtung Osten leicht an. Das Niveau-
gefalle betragt etwa 6,00 m. Von 22,9 m NN auf der Langenhorner Chaussee vor der Einmin-
dung der Wulffstwiete bis zu 29,1 m NN am Wulffsgang.

Am Nordrand des Plangebietes befindet sich an der Ecke Foorthkamp/Dieckmuihlenweg eine
Fernwérmestation der Firma Vattenfall.

An das Plangebiet grenzt im Norden bzw. Nordwesten eine relativ homogene Einfamilienhaus-
bebauung mit zum Gberwiegenden Teil relativ gro3en und langen Gartengrundstiicken an.

Im Siiden des Plangebietes grenzt eine deutlich dichtere Bebauung an, die sich als eine homo-
gene Reihenhausbebauung der 1960er Jahre darstellt und sich ebenfalls im Bereich des nicht
geanderten Bebauungsplanes Langenhorn 26 befindet. Ostlich des Plangebietes, hinter dem
dort in Nord-Sud-Richtung verlaufenden Geh- und Radweg (Weg Nr. 360) befindet sich — abge-
schirmt durch die GroRRbaumkulisse am Weg Nr. 360 — eine sehr kompakte und hohe Bebauung
im Bereich des Bebauungsplanes Langenhorn 58 mit V Vollgeschossen und teilweise ausge-
bautem Dachgeschoss.

Nordéstlich der Stralle Wulffsblocken befindet sich eine genossenschaftliche Mietwohnanlage,
die zwar nur 1l Vollgeschosse aufweist, aber durch eine relativ hoch im Gelande stehende Tief-
garage und den Ausbau von 1 Dachgeschoss mit relativ groRen Gauben und einem hohen Sat-
teldach baulich deutlich massiver wirkt, als die Ubrigen Wohnblocke an der Stral3e Wulffsbl6-
cken.

Im Norden des Plangebietes befindet sich nordlich des dort plangebietsparallel verlaufenden
Gehweges (Flurstiick 10878) das Schulgelande der Stadtteilschule Langenhorn.

4 Umweltbericht

4.1 Allgemeine Beschreibung des Planungsvorhabens

Das Plangebiet hat eine GrélRe von 7,5 ha, wovon 1,38 ha o6ffentliche Verkehrsflache, 0,2 ha
Grinflachen, 0,2 ha Flachen fur Versorgungsanlagen und 5,8 ha allgemeines und reines Wohn-
gebiet sind.

Die Geschossflachenzahl wird im gesamten Plangebiet auf 1,0 festgesetzt. Es soll mdglich sein
Il Vollgeschosse, Il Vollgeschosse mit Staffelgeschoss oder IV Vollgeschosse zu bauen. Durch
eine maximale Hohenbegrenzung auf 13,50 m Uber Erdniveau ist es nicht méglich Gber dem IV
Vollgeschoss noch ein zusatzliches Staffel- oder Dachgeschoss zu errichten. In den Randberei-



chen des Plangebietes, wo es zum Schattenwurf auf die benachbarten Einfamilienhaus- oder
Reihenhausgrundstiicken kommen kann, werden die Gebaudehdhen auf 11,0 m Uber dem je-
weiligen Gelandeniveau begrenzt, so dass dort Uber dem Ill Vollgeschoss kein weiteres Staffel-
geschoss entstehen kann.

Die vorhandenen Gebaude haben eine Firsthéhe zwischen 10,80 m und 11,20 m uber Gelande,
so dass in dem neuen B-Plan am Plangebietsrand von der gleichen Gebaudehthe wie im Be-
stand ausgegangen werden kann.

Bei der stadtebaulichen Figur der Wulffschen Siedlung erfolgt bei der Neuplanung eine Orientie-
rung an die heutige Bestandsstruktur. Anstelle der vorhandenen 8,5 oder 9,0 m Gebaudetiefe,
werden die Gebaude in Zukunft 11,5 oder 12,0 m tief sein. Nur an wenigen Standorten, z.B. im
Bereich vorhandener Garagenhofe und Stellplatzanlagen werden Baufenster fir neue, zusatzli-
che Wohngebaude festgesetzt. Derzeit befinden sich im Plangebiet 546 kleine Wohnungen mit
durchschnittlich 48 gm Wohnflache und zum Teil sehr kleinen nicht besonders senioren-, behin-
derten- oder familienfreundlichen Treppenhausern und Grundrissen. Nach der Umgestaltung
sollen etwa 700 Wohnungen mit einer Wohnungsgréf3e von durchschnittlich 70 gm Wohnflache
vorhanden sein. Geplant sind zusétzlich gréRere Treppenhduser, zum Teil auch mit Fahrstuhl.
Daruber hinaus sollen fir die rund 700 Wohneinheiten ca. 560 Stellplatze entstehen. Diese sol-
len zu 80 bis 90 Prozent in Tiefgaragen untergebracht werden, die unter dem vorhandenen Erd-
niveau liegen und eine solche Erduberdeckung haben, dass eine Gartengestaltung mit Gehdl-
zen und klein- bis mittelkronigen Baumen mdglich ist. Die StralRenverkehrsflachen missen zum
Teil verbreitert werden, da in den Stralsen Wulffsgrund und Waulffsblécken Parkbuchten einge-
richtet und im Wulffsgrund beidseitig Gehwege angelegt werden.

4.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfiihrung der Planung
(Nullvariante)

Bei Nichtdurchfihrung der Planung kdme es nicht zur Umgestaltung des Wohngebietes im Be-
reich Wulffsgrund, Wulffsblocken und angrenzenden StrafRen. Es kdme nicht zu einer entspre-
chenden Veranderung des Stadtbildes. Zudem musste man nicht mit zuséatzlichem baubeding-
ten Larm im Umfeld des Bebauungsplangebietes rechnen und den Bewohnern misste kein Er-
satzwohnraum wéahrend der UmbaumaRnahmen gestellt werden.

Die kleinen Wohnungen mit zum Teil unglinstigen Wohnungszuschnitten sind fir Familien mit
Kindern nicht geeignet, so dass diese Mietergruppe im Gebiet kaum noch vorkdme. Sanierun-
gen an den Altbauten sind auch ohne neuen Bebauungsplan méglich. Da aber eine VergroRRe-
rung der Bautiefe der Gebaude nicht mdglich ware, wirden die Sanierungs- und Modernisie-
rungskosten auf relativ kleine Wohnungsgro3en umgelegt werden, was z.T. auch zu deutlichen
Mietsteigerungen fihren wurde.

Der vorhandene Gehdlzbestand als Lebensraum fir Pflanzen und Tiere sowie als gliedernde
und pragende Struktur des Landschaftsbildes kénnten vollstindig und nicht nur teilweise erhal-
ten bleiben. Ebenso wirden die Schutzgiter Boden und Wasser aufgrund der Versiegelungs-
maflnahmen nicht negativ beeintrachtigt werden. Zudem ké&me es auch nicht zu einer zusatzli-
chen Verschattung der angrenzen Wohnbebauungen.

Durch die mittel- bis langfristige Veranderung der Mieterstruktur, weg von den Haushalten mit al-
teren Mietern (vielfach ohne eigenes Auto), hin zu Haushalten mit 1 und 2 Personen wirde sich
die Anzahl der PKW im Gebiet deutlich erhthen. Da diese zuséatzlichen Kfz nicht mehr zuséatz-
lich im 6ffentlichen StraBenraum geparkt werden kdnnten, entstlinde ein zusatzlicher Druck auf
die Haus- und Grundeigentimer, einige Freiflachen in den Gebaudezwischenraumen fir den
Bau zusatzlicher Stellplatze zu nutzen. Dieses hatte durchaus erhebliche nachteilige Folgen flr
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das Schutzgut Boden, fur die Schutzguter Pflanzen und Biotope und fur die Wohnqualitat, d.h.
fur das Schutzgut Mensch.

4.3 Anderweitige Planungsmoglichkeiten

Eine grundsétzlich andere Planungsvariante wurde im Rahmen der ersten Planentwurfsfassun-
gen geprift, wo die durch Baugrenzen festgesetzten zukilinftigen neuen Gebaude von den vor-
handenen Gebaudestrukturen abweichen und verdnderte stadtebauliche Strukturen, z.B. neue
Hofbildungen, ermdglicht hatten.

Im Sinne der maximalen Ausnutzung einer Nachverdichtung wurde alternativ auch die nach § 17
Baunutzungsverordnung zulassige Obergrenze der Geschossflachenzahl fur ein reines Wohn-
gebiet mit 1,2 angesetzt, so dass bei Realisierung dieses Planentwurfes ca. 800 Wohnungen mit
durchschnittlich 70 gm Wohnflache héatten entstehen kdnnen. Die Realisierung dieser Alternative
ware nur mit einer héheren Geschossigkeit bzw. mit zuséatzlich mdglichen Staffelgeschossen
mdoglich gewesen. Die Planung sah allerdings vor, die bestehende Zeilenbebauung z.T. aufzul6-
sen. Weiterhin hatte sich dadurch die Erforderlichkeit ergeben, beim Neubau eines Gebaudes
z.T. mehrere Bestandswohngebaude abzurei3en.

Um die stadtebauliche Struktur der Siedlung zu bewahren und unter Berlcksichtigung der
Nachbarschaftsbelange wurde von dieser Planvariante Abstand genommen wurde.

4.4 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

4.4.1 Schutzgut Mensch einschlief3lich menschlicher Gesundheit

44.1.1 Bestandsaufnahme

Larm

Im Plangebiet werden die Bereiche der HauptverkehrsstraBe Langenhorner Chaussee, sowie
den Wohn- und NebenstraBen Wulffsblécken, Wulffsgrund, Dieckmihlenweg, Tarfenb66m,
Tannenzuschlag und Reekamp durch StralRenverkehrslarm belastet. Im September 2009 erstell-
te die Ingenieurgesellschaft Masuch + Olbrisch, Oststeinbek neben einer Verkehrsprognose
auch eine Ermittlung der Emissionspegel. Die Bestandsbewertung erfolgte auf der Grundlage
eigener Verkehrszahlungen im Juli 2009, rund 2 Wochen vor den Sommerferien.

Tab.1: Verkehrsbestand (Nullprognose/Bestand) (Verkehrszéhlung 2009)

Nullprognose/Bestand

Stralie Abschnitt DTV LKW Anteil
(Kfz/24h) (%)
Langenhorner zwischen Foorthkamp/
Chaussee Wulffsgrund 30720 4
Reekamp 700 1,9
Tannenzuschlag 270 3
Dieckmiihlenwe ndrdl. Wulffsblécken 500 3,3
9 sudl. Foorthkamp 550 3,3
Tarfenb6om sudl. Schlutskamp 450 3,6
zw. Langenhorner
Wulffsgrund Chaussee / 760 1,7
Tarfenb606m




zw. Tarfenb6om /

660 1,7

Tannenzuschlag

Wulffsgrund zw. Tannenzuschlag /

Woulffstwiete 720 L7

zw. Wulffstwiete /
Waulffsblicken 670 L7
ostl. Wulffsblocken 90 3,6

zw. Wulffsgrund /
.. Waulffstwiete 420 1.2

Waulftsblocken zw. Waulffstwiete /
) 420 1,2

Dieckmihlenweg

(Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Masuch + Olbrisch, Oststeinbek, 30.9.2009)

10




Tab.2: Larmtechnische Untersuchung (Vergleich Immissionsgrenzwerte/Nullprognose-)

* IGW Nullprognose
Stral3e Nutz Téglmsw;;/gh t Ta?n dB'(\l:;Cht
in dB(A)

Langenhorner Chaussee WA 59 49 66 59
Reekamp WR 59 49 46 39
Tannenzuschlag WR 59 49 43 35
Dieckmihlenweg WR 59 49 46 48
Tarfenb6om WR 59 49 46 39
Wulffsgrund WA/WR 59 49 44 37
Woulffsblocken WR 59 49 44 36

(Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Masuch + Olbrisch, Oststeinbek, 30.9.2009) * Immissionsgrenzwerte

Die Tabellen 1 und 2 zeigen die Verkehrsprognose und die Emissionspegel in der Nullprognose.
Dies bedeutet die Verénderung des Ist-Zustandes ohne Durchfiihrung des Vorhabens. Die
schalltechnischen Bedingungen im Bebauungsplangebiet sind Uberwiegend gut bis sehr gut. Die
Gebaude an der Langenhorner Chaussee sind im Bestand durch den Verkehrslarm stark belas-
tet. Der Larmpegel Uberschreitet die Immissionsgrenzwerte des § 2 BImSchG nachts im Be-
stand bis zu einem Wert von 10 dB(A). Es wird jedoch angeraten nicht auf diese Geb&ude zu
verzichten, da sie als Schallschutzriegel fir die dahinterliegenden Gebaude dienen. Eine bedeu-
tende Larmbeldstigung durch Gewerbe oder Sportanlagen besteht im Bebauungsplangebiet
nicht. Laut der aktuellen Detailkarte ,Larmschutzbereich” fir Langenhorn von Oktober 2011 liegt
das Bebauungsplangebiet nicht in der Schutzzone des Flughafens Fuhlsbuttel.

Luft

Als Bereich mit maRiger Belastung und eingeschrankter lufthygienischer Entlastungsfunktion
und als ,Pflegebereich* im Teilplan Naturhaushalt — Klima / Luft wird das Bebauungsplangebiet
im Hamburger Landschaftsprogramm dargestellt. Mit erhéhten Luftbelastungen ist in diesem Be-
reich nicht zu rechnen.

Wegeverbindungen/Erholungswirkung

In einer Entfernung von ca. 1,2 km in Richtung Osten befindet sich das Naturschutzgebiet
Raakmoor. Zudem befinden sich im Umfeld des Bebauungsplangebietes mehrere Sportanlagen,
Grunflachen und griine Wegeverbindungen.

4.4.1.2 Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Larm

Durch die Planung ist im Bereich des Bebauungsplangebietes mit einem leicht héheren Ver-
kehrsaufkommen zu rechnen. Diese Werte liegen allerdings in einem nicht erheblichen Bereich.
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Tab.3: Verkehrsprognose (Vergleich Nullprognose - Bestand / Planprognose)

Nullprognose Planprognose Neuverkehr durch
brog prog Verdichtung
StralRe Abschnitt DTV LKW DTV LKW DTV LKW_An-
(Kiz/24h) Anteil (Kiz/24h) Anteil | (Kfz/24 teil
(%) (%) h) (%)
Lanaenhorner zwischen Foorth-
Cha%ssee kamp / 30720 | 4 | 31280 | 4 | 560 2,5
Waulffsgrund
Reekamp 700 1,9 990 2,1 290 2,5
ISQI’;Z”Z“' 270 3 340 29 | 70 2,5
Dieckmiih- nordl. Wulffsblécken 500 3,3 790 3 290 2,5
lenweg sudl. Foorthkamp 550 3,3 1080 29 | 530 2,5
Tarfenbd6m sudl. Schlutskamp 450 3,6 640 3,3 190 2,5
zw. Langenhorner
Chaussee / 760 1,7 1120 2 360 2,5
Tarfenbddm
zw. Tarfenboom /| e | 97 | ggs | 1.9 | 225 25
Tannenzuschlag
Wulffsgrund zw. Tannenzu-
schlag / 720 1,7 975 1,9 255 25
Waulffstwiete
zw. Wulffstwiete /
Wulffsblécken 670 1,7 890 1,9 220 2,5
ostl. Wulffsblocken 90 3,6 90 3,6 0 2,5
ZWWVXI‘#;S\’A%‘:QO' / 420 1,2 690 1,7 | 270 2,5
Waulitsblocken zw. Wulffstwiete /
o . 420 1,2 810 1,8 390 2,5
Dieckmihlenweg

(Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Masuch + Olbrisch, Oststeinbek, 30.9.2009)

Fur die Bestandsbebauung im Bebauungsplangebiet ergibt sich in Folge der Zunahme des Ver-
kehrsautkommens eine Erhéhung des Larmpegels von zumeist 1-2 dB(A) (vgl. Tab.4). Die Im-
missionsgrenzwerte werden demnach weiterhin deutlich unterschritten.

Die Immissionswerte an der Langenhorner Chaussee erfahren keine Veranderung. Mit 66 dB(A)
tags und 59 dB(A) nachts Uberschreiten die Larmwerte an der Langenhorner Chaussee die Im-
missionsgrenzwerte der BImSchG deutlich. Die Werte liegen tags zwischen 44 und 66 dB(A)
und nachts zwischen 36 und 59 dB(A). Entsprechend erfolgt die Festsetzung der ausschliel3li-
chen Zulassigkeit von Schlafraumen zur Langenhorner Chaussee-abgewandten Seite (vgl. § 2
Nr. 3).

Lediglich in Wulffsblocken ist nachts eine Larmpegelerhéhung von 3 dB(A) zu erwarten. Die
dann erreichten 39 dB(A) liegen jedoch deutlich unter den Immissionsgrenzwerten der BImSchG
(hier: 49 dB(A) nachts).
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Erhebliche Larmbelastungen fiir den Menschen sind aufgrund der Planung entsprechend nicht
anzunehmen.

Tab.4: Larmtechnische Untersuchung (Vergleich Nullprognose - Bestand / Planprognose)

*IGW Nullprognose Planprognose
StraRe Nutz Tag Nacht Tag Nacht Tag Nacht
in dB(A) in dB(A) in dB(A)

Langenhorner Chaussee WA 59 49 66 59 66 59
Reekamp WR 59 49 46 39 48 40
Tannenzuschlag WR 59 49 43 35 44 36
Dieckmuhlenweg WR 59 49 46 38 48 40
Tarfenb66m WR 59 49 46 39 48 40
Wulffsgrund WA/WR | 59 49 44 37 46 38
Woulffsblocken WR 59 49 44 36 46 39

(Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Masuch + Olbrisch, Oststeinbek, 30.9.2009) *Immissionsgrenzwerte

Luft
Aufgrund des zunehmenden Verkehrs in Folge der Planung ist mit einer geringen Zunahme der
Schadstoffbelastung zu rechnen, die jedoch als nicht erheblich einzustufen ist.

Verschattung
Mittels Verschattungsmodellen wurde gepriift, ob aufgrund der Neubauten erhebliche Verschat-

tungen fir Nachbargrundsticke zu erwarten sind. Als erheblich werden diese definiert, wenn
Raume der Nachbargebaude so verschattet werden, dass die Helligkeit in den Raumen merklich
reduziert wird im Vergleich zu den Verschattungen, die durch die Bestandsgebaude ggf. bereits
erfolgen. Bezlglich der Verschattung wurden zwei Prognosen erstellt. Die Worst-Case-
Prognose zeigt die gréRtmogliche Verschattung in den Randbereichen des Plangebietes. Diese
maximale Ausdehnung der Baugrenzen wird aufgrund der festgesetzten Maf3e der baulichen
Nutzung (GRZ, GFZ, Grundflache, maximale Gebaudehdhe sowie die Zahl der Vollgeschosse)
in dieser Form nicht realisiert. Sie dient lediglich der Priifung von ,Problemstellen” in Bezug auf
die Verschattungsfrage. Es wurde eine zweite Prognose erstellt, die eine wahrscheinliche Be-
bauung darstellt (vgl. stddtebaulicher Funktionsplan). Dabei stellte sich heraus, dass es lediglich
an einer Stelle im Plangebiet zu einer erheblichen Anderung der Verschattungssituation gegen-
Uber dem heutigen Bestand kommit.

Durch den Bau des 4-geschossigen Gebaudes an der Langenhorner Chaussee wird die Ver-
schattung des Nachbargebdudes Tarfenb66m 14 (Stdwestseite) erhoht. Wahrend durch das
Bestandsgebéude (Langenhorner Chaussee 310-314) zur Tagnachtgleiche das Erdgeschoss an
der Giebelseite erst um 16:20 Uhr verschattet wird, kommt es durch die Planung bereits um
15:30 Uhr zur Verschattung. In diesem Fall ist ein negativer Effekt durch die Zunahme der Ver-
schattung am frilhen Nachmittag um ca. 1 h zu beobachten. Diese Beeintrachtigung ist von mitt-
lerer Erheblichkeit fur das Schutzgut Mensch. Durch die Errichtung eines neuen Geb&audes mit
einer gleichbleibenden Geb&udehdhe an der Langenhorner Chaussee erfolgt eine Verbesserung
des Schallschutzes der dahinter liegenden Wohngeb&ude. Dieser positive Effekt des Schall-
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schutzes Uberwiegt den negativen der Verschattung zumal die Verschattung lediglich um ca. 1 h
pro Tag erhdht wird, die Larmbelastung jedoch tags und nachts besteht.

Wegeverbindungen/Erholungswirkung

Nordéstlich und 6stlich des Plangebietes befinden sich weitlaufige autofreie Wegeverbindungen
fur FulRganger und Radfahrer, hier mit dem in Nord-Sid-Richtung verlaufenden Weg Nr. 360 in
einer langgezogenen o6ffentlichen Griunflache. Von diesem Grilinzug ergeben sich jeweils klein-
raumige Verknupfungen zu den angrenzenden Wohngebieten. Das Plangebiet ist an 3 Stellen
mit FuBwegen mit dieser Griinachse verknupft. Dadurch besteht eine hohe Qualitat fir die woh-
nungsnahe Erholung.

4.4.1.3 MaRRnahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Schall

Da im Bereich der Gebaude in der Langenhorner Chaussee die Messwerte ber den Immissi-
onsgrenzwerten der BImSchG liegen, erfolgt die Festsetzung, dass Schlafzimmer ausschlief3lich
stralRenabgewandt zul&ssig sind (vgl. 8 2 Nr. 3).

Stellplatze werden in Tiefgaragen angelegt.

Des Weiteren wird festgesetzt, die Ublicherweise stark verkehrserzeugenden und haufig auch in
den Nachtstunden gedffneten Tankstellen im allgemeinen Wohngebiet auszuschliel3en (vgl. 8§ 2
Nr.1).

Verschattung
Um eine weitergehende Verschattung benachbarter Wohngebaude zu vermeiden, werden die

Gebaudehdhen auf max. 13,50 m Uber Erdniveau festgesetzt. In Richtung der Einfamilienhaus-
siedlung nordwestlich des Plangebietes erfolgt die Festsetzung einer max. Gebaudehthe von
11,0 m, so dass auch die Grin- und Terrassenbereiche nach Méglichkeit keine erhebliche zu-
satzliche Verschattung erfahren.

Begriinung
Es ist anzuraten, den hohen Bestand an Grinflachen und Gehdlzen im Bebauungsplangebiet

nach Mdoglichkeit zu erhalten, um die hohe Wohnumfeldqualitat zu bewahren bzw. wiederherzu-
stellen. Daher erfolgt die Festsetzung von Baumerhaltungsgeboten. Weiterhin werden die ge-
planten Tiefgaragen begrint (vgl. 8 2 Nr. 5). In Bereichen die laut B-Planfestsetzung definitiv
unbebaut sind, erfolgt mindestens alle 150 gm die Pflanzung eines heimischen Laubgehdlzes,
so dass mindestens 150 neue Baume gepflanzt werden (vgl. 8 2 Nr. 10). Gehwege und andere
Zuwegungen werden barrierefrei gestaltet.

44.1.4 Berlicksichtigung der Umweltschutzziele aus einschlagigen Fachgesetzen
und Fachplanungen

Gemal 8§ 1 Absatz 6 Nr. 1 BauGB sind bei der Planung die allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse zu bericksichtigen. Zur Beurteilung gesunder Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse ist zudem der Hamburger Leitfaden ,Larm in der Bauleitplanung“ heranzu-
ziehen. Dort ist im ,Festsetzungssystem Verkehrslarm* beschrieben, dass der Nachtpegel an
der larmabgewandten Fassade in der Nacht 49/54 dB(A) und an der larmzugewandten Fassade
60 dB(A) nicht Uberschreiten darf und der Tagespegel die 60 dB(A) nicht Uberschreiten darf
(siehe Tabellen).
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Dariliber hinaus besagt die Blockrandklausel bzw. Allgemeine Larmschutzklausel, dass durch
Anordnung der Baukdrper oder durch geeignete Grundrissgestaltung die Wohn- und Schlafrau-
me den larmabgewandten Gebaudeseiten zuzuordnen sind. Dies findet Anwendung bei den
Gebauden in der Langenhorner Chaussee, wo die Schlafraume per Festsetzung der larmabge-
wandten Seite zugeordnet werden (vgl. § 2 Nr. 3).

Ferner sind nach § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung vom 26. Sep-
tember 2002 (BGBI. | S. 3831), zuletzt gedndert am 21. Juli 2011 (BGBI. | S. 1475, 1498) bei
raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen, die fir eine bestimmte Nutzung vorgesehenen
Flachen einander so zuzuordnen, dass schadliche Umwelteinwirkungen auf die ausschlieRlich
oder Uberwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedurftige Gebie-
te soweit wie moglich vermieden werden.

4.4.2 Schutzgut Klima

4421 Bestandsaufnahme

Im Teilplan Naturhaushalt ,Klima/Luft* des Landschaftsprogrammes wird das Bebauungsplan-
gebiet als Klimatop ,aufgelockerte Bebauung“ dargestellt. Damit ist gemeint, dass das Plange-
biet nur eine mafige bioklimatische Entlastungsfunktion und eine méRige Beeinflussung der
Klimaelemente mit punktuell starker Beeinflussung durch baulich urbane Elemente und Flachen
aufweist. Das stadtische Kleinklima des Bebauungsplangebietes wird durch die Art der Bebau-
ung (beeinflusst die Windstromung), die zahlreichen Pflanzbestdnde sowie der Oberflachen mit
ihren unterschiedlichen thermischen Eigenschaften (Oberflachen- und Lufttemperaturen) ge-
pragt. Die Geholze, vor allem die GrolRbaumbestande, wirken sich aufgrund der Staubfilterung,
Verdunstung, Sauerstofferzeugung und Verschattung der Oberflachen positiv auf das Klima aus.

Zudem wirken sich die bestehenden Griinflichen der Wohnquartiere positiv auf das Klima aus,
da auf diesen Flachen durch eine héhere Verdunstung der Bodenoberflache kiihlere Temperatu-
ren herrschen und die Warmespeicherung im Boden aufgrund fehlender Bebauung geringer
ausfallt. Stdlich des Plangebietes befindet sich in ca. 1,0 km Entfernung das Raakmoor und es
umgebende Wiesenflachen sidlich des Raakmoors. Diese Flachen dienen als bioklimatischer
Entlastungsraum und Kalt-/Frischluftentstehungsgebiet.

4.4.2.2 Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Bedingt durch die zuséatzliche Bodenversiegelung, die hohere Bauweise und die baubedingten
Gehdlzverluste sind kleinklimatische Veranderungen zu erwarten, die aber aufgrund der schon
bestehenden baulichen Struktur als nicht erheblich zu bewerten sind. Die Umstrukturierung der
Gesamtanlage soll in einem mittel- bis langfristigen Prozess, der einen schrittweisen Gebaude-
abbruch und Ersatz durch Neubauten beinhaltet, erfolgen. Durch die Neugestaltung der Gebau-
de, die nach neuestem Standard der Warmedadmmung gebaut werden, wird ein Beitrag zur Re-
duzierung des Energiebedarfs und somit auch zur CO2—-Belastung geleistet.

4.4.2.3 MaRRnahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Die negativen Auswirkungen auf das Kleinklima in Form von Versiegelung und Gehdlzverlust
werden durch die Begriinung der Dachflachen und der Tiefgaragen gemindert.
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4.4.2.4 Bericksichtigung der Umweltschutzziele aus einschldgigen Fachgesetzen
und Fachplanungen

Gemal § 1 Absatz 3 Nr. 4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S.
2542), zuletzt gedndert am 6. Februar 2012 (BGBI. | S. 148, 181)sind bei einer Bebauung die
stadtklimatischen Bedingungen zu berlcksichtigen. Eine ahnliche Zielsetzung verfolgt 8 1 Ab-
satz 5 BauGB. Hiernach sollen Bauleitplane auch in Verantwortung fiir den allgemeinen Klima-
schutz dazu beitragen, die nattrlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen und zu entwickeln.

Das Klima wird durch den Bebauungsplan nur unerheblich beeintrachtigt, da es sich um eine
Umstrukturierung des bestehenden Wohngebietes handelt und die Veranderungen nur geringfu-
gige Auswirkungen mit sich bringen.

4.4.3 Schutzgut Boden

443.1 Bestandsaufnahme

Das Relief des Plangebietes féllt vom hdchsten Punkt im Wulffsgang (ca. 29 m G. NN.) bis zum
niedrigsten Punkt am Foorthkamp (ca. 19 m 4. NN) um etwa 10 m ab. Etwa 36 v.H. der Wohn-
gebietsflachen sind im Bestand Uberbaut, das entspricht einer Versiegelung von 21.040 gm. Die
nicht bebauten Bereiche sind ebenfalls anthropogen Uberpragt (Rasen- und Gartenflachen). In
seiner Funktion als natirliche Lebensgrundlage und Lebensraum fur Menschen, Tiere, Pflanzen
und Bodenorganismen ist der Boden aufgrund der Versiegelung erheblich beeintrachtigt.

Schutzwiirdige Boden sind nicht vorhanden. Die Boden werden als lehmige Sande im Ubergang
zu sandigen Lehmen angesprochen. Im Bebauungsplangebiet sind keine Altlasten oder schadli-
che Bodenverunreinigungen bekannt. Die Wasserversorgung des Gehdlzbestandes wird durch
Regenwasserinfiltration im Bereich der unversiegelten Flachen gewahrleistet.

4.4.3.2 Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Aufgrund der Planung ist eine Erh6hung des Versiegelungsgrades zu erwarten. Die Wohngebie-
te weisen in der Summe eine Flache von 57.830 m auf. Aufgrund der GRZ von 0,4 (zuzuglich
zulassige Uberschreitung von 50 v.H.) kénnen 34.700 gm bebaut und somit versiegelt werden.
Dies bedeutet, dass max. 13.660 gm zusatzliche Neuversiegelung (Bestandsversiegelung be-
tragt 21.040 gm) moglich sind.

Die Planung hat entsprechend erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Boden.

4.4.3.3 Malhahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Um den Verlust des Bodens, der bei max. 13.660 gm liegt, in seiner Funktion als Lebensraum

moglichst gering zu halten, werden Tiefgaragenbegriinungen als Minderungsmaf3nahmen und

Dachbegriinungen als Ausgleichsmalinahmen festgesetzt (vgl. 8 2 Nr. 4 und 5).

Die Dachflachen der Neubauten ergeben in der Summe eine max. mégliche Flache von 20.810
gm. Der limitierende Faktor fur das bauliche Mal3 der Haupt- und somit Wohngebaude ist z.T.
die GRZ und z.T. die Baugrenzen (variiert je nach Bauquartier). Die Dachflachen sind mit einem
mindestens 8 cm starken, durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen.

Tiefgaragen sind mit einem mindestens 50 cm starken, durchwurzelbaren Substrataufbau zu
versehen, bei anzupflanzenden Baumen mit einer Schichtstarke von mindestens 100 cm.
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Die Wege aulRerhalb der festgesetzten StralRenverkehrsflachen sind in wasser- und luftdurch-
lassigem Aufbau herzustellen (vgl. 8 2 Nr. 6). Teilfunktionen des Bodens in Form einer dezentra-
len Oberflachenwasserversickerung kénnen so erhalten werden. Aufgrund der im Zuge des Kili-
mawandels zu erwartenden Extremereignisse mit Starkniederschlagen wird darauf zu achten
sein, die Niederschlagsentwéasserung so zu gestalten, dass die Kapazitaten der Wasseraufnah-
me vor allem der Flachen, die durch Tiefgaragen unterbaut sind, nicht Gberschritten werden.

4.4.3.4  Bericksichtigung der Umweltschutzziele aus einschlagigen Fachgesetzen
und Fachplanungen
Im BauGB ist als Planungsleitsatz in § 1a Absatz 2 Satz 1 BauGB festgehalten, dass mit Grund

und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll. Nach § 1 Absatz 3 Nr. 2
BNatSchG sind Boden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfullen kénnen.

GemalR § 1 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. Marz 1998 (BGBI. | S. 502), zu-
letzt geandert am 9. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3214) sind schadliche Bodenveranderungen
abzuwehren.

Durch die Entwicklung der Wohnsiedlung kann vermieden werden, dass die hier realisierbaren
Wohnflachen zur Befriedigung der Nachfrage an anderer, dezentralerer Lage mit dann vermut-
lich gréfierem Flachenverbrauch geschaffen werden und somit noch mehr unversiegelte Flache
in Anspruch genommen werden muss. Weiterhin bedarf es keiner zusatzlichen Versiegelung
durch den Bau neuer ErschlieBungsstral3en, da hier das vorhandene StraRennetz genutzt wird
und die versiegelten Stral3enflachen - hier im Bereich der Nebenflachen - nur geringfugig ver-
breitert werden. Den Vorgaben einschléagiger Fachgesetze kann daher entsprochen werden.

4.4.4 Schutzgut Wasser

4441 Bestandsaufnahme

Grundwasser

Aufgrund der baulichen Vorbedingungen im Bebauungsplangebiet sind das Grundwasservor-
kommen und die Grundwasserneubildung als gering einzustufen. Nach der Karte zum maxima-
len Grundwasser-Flurabstand des Geoportales der Metropolregion Hamburg (1996) liegt der
maximale Grundwasser-Flurabstand zwischen 10 und 15 m. H6her anstehende Stauwasserlin-
sen sind aufgrund anstehender, anlehmiger Bodenverhdltnisse nicht ausgeschlossen. Der
GroRbaumbestand wird durch Regenwasserinfiltration mit Wasser versorgt.

Oberflachengewaésser
300 m nordlich des B-Plangebietes befindet sich der Bornbach, der die Funktion eines Vorfluters
Ubernimmt.

Ein Regenriuckhaltebecken befindet sich ca. 500 m nérdlich des Bebauungsplangebietes. Drei
weitere Regenriickhaltebecken befinden sich in etwas gré3erer Distanz zum Bebauungsplange-
biet.

4.4.4.2 Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Grundwasser
Etwaige Auswirkungen die aus dem Bebauungsplan hervorgehen, resultieren aus zusatzlicher
bzw. erstmaliger Bodenversiegelung (max. 13.660 gm). Durch den Eingriff in den Grundwasser-
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haushalt verandert sich die Grundwasserneubildungsrate, denn der Boden kann das Nieder-
schlagswasser nicht mehr wie gewiinscht aufnehmen. Aufgrund des Reliefs fliel3t das oberfla-
chich verbleibende Regenwasser verstarkt von Sidosten nach Norden sowie von Suden nach
Westen.

Oberflachengewasser sind im Bebauungsplangebiet nicht vorhanden.

Da keine Gewasser gefahrdet sind und das Plangebiet keine besondere Bedeutung fir die
Trinkwassergewinnung hat, sowie aufgrund der anthropogenen Vorpragung des Plangebietes
als Wohngebiet, ist von keinen erheblichen Beeintrachtigungen fir das Schutzgut Wasser aus-
zugehen.

4.4.4.3 MaRRnahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Zur Minimierung negativer Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sieht der B-Plan MaRnah-
men vor. Die Begriinung der Dacher wirkt sich in verschiedenen Aspekten positiv auf den Was-
serhaushalt aus. Niederschlagsabflussspitzen werden durch die Dachbegriinung minimiert. An-
fallendes Regenwasser wird zuriickgehalten, wodurch das Risiko von Uberschwemmten Kellern
verringert wird.

Des Weiteren besteht eine moégliche MaRnahme zur Vermeidung und zur Minderung negativer
Umweltauswirkungen darin, Regenrickhalteflachen/zentrale Versickerungsflachen innerhalb des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes einzurichten um das Niederschlagswasser bei Extre-
mereignissen dort zu sammeln, abzufiihren und/oder z.T. versickern zu lassen. Ferner ermég-
licht der Einsatz wasser- und luftdurchlassiger Materialien beim Wegebau, das anfallende Ober-
flachenwasser teilweise versickern zu lassen und so den Abfluss zu reduzieren.

Es wird ein weiteres Gutachten zum Thema Entwasserung/Tiefenversickerung erstellt. Im Vor-
wege wurden vorhandene Daten bei der zustdndigen stadtischen Stelle abgefragt und ausge-
wertet (vgl. Kapitel Oberflachenentwésserung).

4.4.4.4 Bericksichtigung der Umweltschutzziele aus einschldgigen Fachgesetzen
und Fachplanungen

Nach § la Absatz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung vom 31. Juli 2009 (BGBI. |
S. 2582), zuletzt gedndert durch Artikel 5 Absatz 9 am 24. Februar 2012 (BGBI. | S. 212) sind
Gewasser als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Lebensraum fir Tiere und Pflanzen zu
sichern. Vermeidbare Beeintréachtigungen der 6kologischen Funktion sollten unterbleiben. In § 1
Absatz 6 Nr. 7a BauGB ist als Planungsleitsatz gefordert, bei der Aufstellung der Bauleitplane u.
a. die Auswirkungen auf das Wasser zu bertcksichtigen.

Da Uber die bereits bestehenden Grundwasserbelastungen hinausgehende, schwerwiegende
Beeintrachtigungen fur das Schutzgut Wasser nicht zu erwarten sind, wird den Zielsetzungen
weitgehend entsprochen.

4.4.5 Schutzgut Pflanzen

445.1 Bestandsaufnahme

Bei dem Bebauungsplangebiet handelt es sich um eine anthropogen Uberpragte Flache. Neben
der Zeilenbebauung und den zahlreichen Zuwegungen zu den Wohnkomplexen ist das Gebiet
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besonders gepréagt durch das intensiv gepflegte Begleitgriin der Wohngebaude in Form von Gar-
ten- und Rasenflachen. Diese Flachen weisen einen grofien Baumbestand auf. Die Baume sind
ihrer Machtigkeit (Hohe, Stammumfang, Kronendurchmesser) sowie Vitalitit gemal FLL-
Baumschadstufenbestimmung im Rahmen des Planverfahrens erfasst. Das Ergebnis wurde ge-
sondert sowohl tabellarisch als auch in Form von Karten dargestellt. Auf den Griunflachen der
Zeilenbauten besteht eine Durchmischung von Laub- und Nadelgehdlzen, Hecken und anderen
Geholzen. Der griine Charakter ist sehr pragend fir die Wohnsiedlung.

4.45.2 Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Infolge der Planung wird der Baumbestand, der im Plangebiet bzw. unmittelbar am Plangebiet
etwas mehr als 200 Baume zahlt bei Umsetzung der Planung reduziert. Fir die Anlage der
neuen Wohngebé&ude sowie der Tiefgaragen werden bis zu 63 Baume geféllt, sofern die Baufel-
der (Flachen der Baugrenzen) und Flachen fir Tiefgaragen vollends in Anspruch genommen
wirden.

Die Halfte der zu fallenden Baume wird durch Nadelbaumarten beschrieben, tberwiegend durch
Fichten. Diese sind nicht standortgerecht und z.T. auch nicht heimisch (z.B. die Scheinzypres-
se). Der Abgang dieser Nadelbaume wird daher fiir das Schutzgut Pflanzen als wenig erheblich
bewertet.

Die anderen 50% des abgangigen Baumbestandes werden durch Laubbaume, zumeist heimi-
scher Arten, charakterisiert. Uberwiegend handelt es sich um Linden und Hainbuchen.

Die Stammdurchmesser der abgdngigen Laubbaume reichen von 15 bis 86 cm, die Kronen-
durchmesser von 8 bis 15 m, die Baumhothe von 6 bis 20 m. Wahrend ersteres gemessen wur-
de, handelt es sich bei Kronendurchmesser und Baumhdhe um N&herungswerte durch Ab-
schreiten bzw. Abschatzen vor Ort. Acht der Bdume weisen einen Stammdurchmesser < 25 cm
auf. Der Abgang dieser ist nicht als Eingriff zu werten.

Der Abgang der weiteren Laubbaume (Anzahl 25) ist erheblich und somit als Eingriff zu bewer-
ten. Demzufolge wird diese Umweltauswirkung in der Eingriff-Ausgleichbilanzierung geman
Staatsratemodell berlicksichtigt. Weiterhin werden auch alle anderen Griin- und Gartenflachen
mit behandelt.

4.4.5.3 MalRnahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Zur Vermeidung erheblich nachteiliger Umweltauswirkungen wird fir besonders pragnante alte
Baume ein Erhaltungsgebot festgesetzt. Der Verlust des Baumbestandes wird in der Eingriffs-
Ausgleichsbilanzierung durch die hohe Wertigkeit der Grinflachen bertcksichtigt. Aufgrund der
zusatzlichen Versiegelung von Teilen der Grinflachen, sowie dem temporéaren Verlust an Grin-
flache durch Errichtung von Tiefgaragen, muss fur den Ausgleich des verlorengegangenen Be-
standes gesorgt werden. Die Dacher der Tiefgaragen werden begriint und damit belebte Boden-
zonen flr die Ansiedlung standortgerechter Vegetationsformen entwickelt. Weiterhin erfolgt die
Neupflanzung von Baumen. Dies wird in 8 2 Nr. 10 geregelt. Hier wird festgesetzt, dass je 150
gm nicht Uberbaubarer Grundsticksflache ein kleinkroniger Baum bzw. je 300 gm ein grof3kroni-
ger Baum zu pflanzen ist. Weiterhin erfolgt eine Festsetzung, die sicherstellt, dass mindestens
80% der neuen Dacher als extensive Griindacher ausgebildet werden.
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4.4.6 Schutzgut Tiere

4.4.6.1 Bestandsbeschreibung und Beschreibung der Umweltauswirkungen

Die potenziell vorkommenden Arten im Plangebiet wurden im August 2009 im Rahmen einer Ar-
tenschutzrechtlichen Priifung hinsichtlich der mdglichen Auswirkungen des Vorhabens unter-
sucht.

Zur Ermittlung der prifrelevanten Arten im Untersuchungsgebiet wurden gangige Werke zur
Verbreitung von artenschutzrechtlich relevanten Tierarten in Hamburg analysiert (Mitschke &
Baumung 2001, Mitschke 2009 und Dembinski et al. 2002).

Im Zuge der Relevanzpriifung wurde ermittelt, welche Tierarten, aufgrund der Ausstattung des
Plangebietes als faunistisches Habitat im Plangebiet vorkommen kénnen. § 44 BNatschG regelt
den besonderen Artenschutz und bildet die nationale gesetzliche Grundlage fiir die artenschutz-
rechtliche Prifung. Aufgrund lhres Verbreitungsmusters, fehlender Habitatsstrukturen oder
mangels Vulnerabilitdt gegentiber den vorhabenbezogenen Wirkfaktoren konnten viele Arten
durch die Relevanzprifung ausgeschlossen werden.

Erganzend zur Literaturauswertung wurden am 27.04, 05.06 und am 23.06.2009 flachende-
ckende Begehungen im Bebauungsplangebiet durchgefihrt.

Im Ergebnis sind fir das B-Plangebiet artenschutzrechtliche relevante Vorkommen von Vogel-
und Fledermausarten nicht auszuschlieRen. Artenschutzrechtlich relevante Amphibienarten
kénnen aufgrund fehlender Laichgewéasser im und in relevanter Nahe zum Plangebiet ausge-
schlossen werden.

Im Zuge der artenschutzrechtlichen Prifung erfolgte eine Konfliktanalyse, in der die signifikan-
ten, durch die Vorprifung ermittelten Arten auf die Verbotstatbestande des § 44 (1) BNatSchG
unter Berlcksichtigung der Art. 12 und 13 FFH-RL und Art. 5 VRL geprift wurden. Die artspezi-
fischen Empfindlichkeitsprofile wurden daraufhin mit den projektspezifischen Wirkfaktoren, vor-
wiegend den baubedingten Stérungen und anlagenbedingten Lebensraumverlusten, verglichen.
Aus dieser Gegentberstellung ging hervor, welche der artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stande fur die ermittelten Arten zu treffen bzw. welche zu erwarten sind.

Die Fledermausaktivitaten beschranken sich fur das Gebiet laut Gutachter lediglich auf Durch-
flige. Jagdaktivitaten und Quartiernutzungen konnten im Rahmen der Untersuchungen nicht
festgestellt werden, so dass das B-Plangebiet in seiner Bedeutung fir Fledermause als gering
eingestuft werden kann und keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande zu erwarten sind.

Waéhrend der Plangebietsbegehungen konnten 33 der potentiell vorkommenden 36 einheimi-
schen Vogelarten im Bebauungsplangebiet kartiert werden.

Gefahrdete Vogelarten konnten nicht registriert werden.

Als einziger Koloniebriter wurde der Mauersegler festgestellt. Mit dem Abriss der Wohngebaude
auch aulB3erhalb der Brutzeit geht ein Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ein-
her. Gebaude sind ausschlieB3lich au3erhalb der Vogelbrutzeit abzubrechen, wodurch der Ver-
botstatbestand der Totung (8 44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG) fur den Mauersegler und vorkommende
Gebaudebriiter ausgeschlossen ist. Da die Wulffsche Wohnsiedlung nur sukzessiv erneuert
werden kann (ist bewohnt), ist mit einem sukzessiven Verlust von avifauistischen Habitatstruktu-
ren zu rechnen. Da es sich beim Verlust aller Niststatten des Mauerseglers im Plangebiet um ei-
nen Verbotstatbestand nach § 44 BNatSchG handeln wiirde, sind als sonstige Kompensations-
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maflinahme nach Abbruch der Gebaude unmittelbar nach Fertigstellung eines neuen Gebaudes
an demselben Nisthilfen fir den Mauersegler (mindestens 30 artspezifische Nisthilfen in kleine-
ren Grupen nebeneinander im B-Plangebiet) anzubringen, Auf diese Weise wird die lokale Po-
pulation nicht gefahrdet. Unter Berlicksichtigung von 8§ 44 Abs. 5 BNatSchG wird somit kein
Verbotstatbestand ausgelost.

Fur Gebaudebriter verhalt es sich ahnlich wie mit dem Mauersegler. Es sind fachgerecht min-
destens 2 artspezifische Nisthilfen je Brutpaar an den neuen Gebauden oder auch Baumbe-
stdnden im Plangebiet anzubringen (nicht jede Nisthilfe wird angenommen).

In Bezug auf die Geholzfreibriter und Gehdolzhdhlenbriter ist unter Beriicksichtigung des Aus-
schlusses von Féllarbeiten und sonstigen Gehdlzbeseitigungen wahrend der Brutzeit der Ver-
botstatbestand der Totung (8 44 Abs. 1 Nr. 1) ausgeschlossen.

Die Beseitigung der Geholzbestéande stellt keinen Verbotstatbestand nach §44 (1) Nr. 3
BNatSchG (Zerstorung von Fortpflanzungs- und Ruhestatten) dar, weil der weitaus Uberwiegen-
de Teil der Geholze erhalten wird und zudem geeignete, den Habitatanspriichen entsprechende
Bereiche in der Nachbarschaft zahlreich vorhanden sind. Fir einzelne Brutpaare ist allerdings
davon auszugehen, dass sie infolge bereits besetzter Nachbarreviere nicht ausweichen kénnen
und ihr angestammtes Brutrevier verlieren. Die Beeintrachtigungen sind allerdings als nicht er-
heblich anzusehen, da einerseits die meisten wertgebenden Gehdélzstrukturen (flachenhafte Ge-
hdlzbestande, alte Laubbdume) erhalten bleiben bzw. sukzessive ersetzt werden und anderer-
seits ausschlie3lich weit verbreitete und haufige Arten betroffen sind. Negative Auswirkungen
auf den Erhaltungszustand der jeweiligen Teilpopulationen kénnen ausgeschlossen werden.

4.4.6.2.1 Fledermause

Im Verlauf von drei nachtlichen Detektorerfassungen (zusétzlich wurden zur Erganzung an allen
Terminen Horchboxen installiert) konnten die drei Fledermausarten Zwergfledermaus, Rauhaut-
fledermaus und GroRRer Abendsegler nachgewiesen werden. Die Fledermausaktivititen be-
schréanken sich fir das Gebiet lediglich auf Durchflige. Jagdaktivitaten und Quartiernutzungen
konnten im Rahmen der Untersuchungen nicht festgestellt werden, so dass das B-Plangebiet in
seiner Bedeutung fiir Flederméuse als gering eingestuft werden kann. Es sind entsprechend
keine erheblichen Auswirkungen auf die Tiergruppe Fledermause zu erwarten.

4.4.6.2.2 Avifauna

Die Charakteristik des Wohngebietes welches in den 40-er und 50-er Jahren errichtet wurde,
besteht in der Zeilenbebauung sowie der angrenzenden Grinflachen mit betrachtlichem Ge-
hdlzbestand. Angesichts der sich fir Vogel geeigneten Habitatsstrukturen musste mit einer ho-
hen Anzahl verschiedenartiger Vogelarten gerechnet werden. Wéahrend der Plangebietsbege-
hungen konnten 33 der potentiell vorkommenden 36 einheimischen Vogelarten im Bebauungs-
plangebiet kartiert werden. Das Vogelinventar umfasst neben einem Koloniebritenden Brutvogel
auch die Brutvogelgilden der Gehdlzfreibriter, Gehdlzhdhlenbriter und Gebaudebriter. Bei ei-
nem Grof3teil der im Bebauungsplan ermittelten Arten ist davon auszugehen, dass das verloren-
gegangene Habitat in angrenzende Bereiche mit gleichrangiger Habitatsstruktur verlagert wird,
insbesondere da im hiesigen B-Plangebiet eine sukzessive Neubebauung vorgesehen ist und
somit nicht als eine erhebliche Beeintrachtigung angesehen wird. Aufgrund ihrer Haufigkeit und
ihrer weiten 6kologischen Amplitude scheint der zeitweilige relativ kleinflachige Verlust des Le-
bensraumes einzelner Singvogel-Arten nicht erheblich im Sinne der Eingriffsregelung.
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4.4.6.4 MalRnahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Alle Verbotstatbestédnde nach § 44 BNatSchG sind auch erheblich im Sinne der Eingriffsrege-
lung. Darlber hinausgehende erhebliche Umweltauswirkungen sind fir das Schutzgut Tiere
nicht zu erwarten. Es ist namlich ein sukzessiver Abgang von Gehdlzen zu erwarten und damit
einhergehend sukzessive Neubepflanzungen. Der wesentliche Baumbestand wird erhalten. Zu-
kinftige Tiefgaragenflachen werden mit mindestens 50 cm starkem Boden bedeckt, so dass
diese eingeschréankt (Hecken, Straucher, evt. kleinkronige Flach- oder Herzwurzler) wieder fir
neue Freiflachen und Gartengestaltung genutzt werden kénnen. Durch diese Umgestaltung der
Wulffschen Siedlung werden vorkommenden Gebiisch- und Gehélzfreibritenden avifaunisti-
schen Arten neue Lebensrdume angeboten.

4.4.7 Schutzgut Stadt- und Landschaftsbild

44.7.1 Bestandsaufnahme

Das Plangebiet wird eingerahmt durch die StraRen Foorthkamp im Norden, Weg 360 im Osten
und der Langenhorner Chaussee im Westen und der SiedlungsstraBe Wulffsgrund im Stden.
Weitere, fir die Siedlung wichtige Stral3en sind Wulffstwiete, Wulffsblocken, Wulffsgang, Tar-
fenb66m, Tannenzuschlag und Dieckmihlenweg. Darliber hinaus ist das Plangebiet charakteri-
siert durch Stellplatzflachen fur PKW bzw. Garagenhdfen.

Hauptséchlich gepragt ist die bestehende Bebauungsstruktur der Wulffschen Siedlung aber
durch die versetzt angeordneten Zeilenbauten aus den 1940er/50er Jahren und seiner Gehdlz-
struktur. Bis auf die Langenhorner Chaussee werden die Stral3en von den Zeilenbauten beidsei-
tig flankiert. Die Zeilenbauten selbst haben eine Breite von 8,5 m — 9,0 m und liegen mit den ho-
hen, meist ausgebauten Satteldachern bei einer H6he zwischen 10,80 m und 11,20 m. Die
Treppenflure der Gebdude werden als sehr eng und die Wohnungen als sehr klein beschrieben.
Das Bebauungsplangebiet liegt inmitten von Einzel- und Reihenh&ausern, viergeschossigen Zei-
lenbauten aus den 1960er/70er Jahren, sowie neungeschossigen ,Wohntlirmen“ im Nordosten.

Die grol3e Vielfalt an Griinbestand, eine Mischung aus Laubbaumen, Nadelbdumen und He-
cken, verschafft dem Bebauungsplangebiet den Charakter &hnlich einer Gartenstadt. Besonders
markante Bereiche hinsichtlich der Grinstruktur sind die Alleen Langenhorner Chaussee und
Weg 360 sowie die Knicks, bestehend aus Stieleichen, im Wulffsgrund und nérdlich des Plange-
bietes. Die Eigenart des Wohngebietes ist aufgrund seiner Gebaudeanordnung, der Altersstruk-
tur der Geb&ude und des Grinbestandes als hoch zu bewerten. Durch den Grincharakter mit
z.T. nicht heimischen standortfernen Baumbestanden und den alteren sehr gleichartigen Ge-
bauden ist die Schdnheit als mittel einzustufen.

4.4.7.2 Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Da die raumliche Struktur erhalten bleibt, geht ein strukturell kennzeichnender Charakter der
Siedlung nicht verloren. Durch die erneuerten Geb&audefassaden bekommt die Siedlung ein
“neues Gesicht", was sich aufgrund der zeitgem&Ren Bauweise positiv auf das Stadtbild aus-
wirkt. Die Gebaudehdhen im B-Plangebiet variieren im Vergleich zu den Bestandsgebauden
starker. Aus dieser Neuerung ergibt sich eine Veranderung der Eigenart in Bezug auf das Ho-
henbild. Weiterhin entstehen Gebaude mit Flach- statt bisher mit Satteldachern.

Die Veranderung der Verkehrsflachen stellt sich so dar, dass in der Stral3e Wulffsblécken ein
Parkstreifen eingerichtet wird und die Gehwege im gesamten B-Plangebiet verbreitert und neu
gestaltet werden. Die Wegefuhrung wird durch das Planvorhaben nicht verandert. An der Aus-
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pragung des Grunbestandes wird es kurz- bis mittelfristig, durch den baubedingten Eingriff, Ver-
anderungen geben. Kurzfristig soll der abgéangige Griinbestand wiederhergestellt werden, so
dass langfristig keine erheblichen Beeintrachtigungen des Landschaftshildes verbleiben. Da die
Neubebauung sukzessiv erfolgt, ist mit keiner sehr erheblichen Beeintrachtigung des Schutzgu-
tes Landschafts-/Stadtbild zu rechnen.

4.4.7.3 MalRRnahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Durch die Festsetzung von Baugrenzen und einer GRZ, mit einer als Hochstmal3 festgesetzten
Zahl der Vollgeschosse, wird das bauliche Mal3 auf ein vertragliches festgesetzt. Die Auswei-
sung von Tiefgaragen sichert weiterhin relativ grol3e Grinflachenbereiche

. Eine Anzahl an Altbaumen kann durch das Erhaltungsgebot bestehen bleiben. Neuanpflanzun-
gen mindern zusatzlich die Beeintrachtigung des Stadtbildes.

4.4.7.4 Berilicksichtigung der Umweltschutzziele aus einschlagigen Fachgesetzen
und Fachplanungen

Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schénheit sowie des Erholungswertes von
Natur und Landschaft sind insbesondere gemaR § 1 Absatz 4 Nr. 1 BNatSchG Naturlandschaf-
ten und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ihrem Kultur-, Bau- und Boden-
denkmalern, vor Verunstaltung, Zersiedlung und sonstigen Beeintrachtigungen zu bewahren und
gemal 8§ 1 Absatz 4 Nr. 12 BNatSchG zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach
ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flachen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen
Bereich zu schiitzen und zugénglich zu machen.

Im Hinblick auf das Stadtbild enthélt 8 1 Absatz 6 Nr. 4 BauGB als Leitsatz, vorhandene Ortstei-
le zu erhalten, zu erneuern und fortzuentwickeln. Dem wird die Planung insofern gerecht, dass
die Geb&ude nach zeitgeméRem Standard erneuert werden und die Siedlung im Sinne einer
barrierefreien und 6kologisch nachhaltigen Planung fortentwickelt wird.

4.4.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgiiter

4.48.1 Bestandsaufnahme

Im Bebauungsplangebiet sind keine Bau- oder Bodendenkmaéler vorhanden. Dies gilt gleicher-
mafen flr archaologische Fundstellen. Des Weiteren befinden sich im Bebauungsplangebiet
sonstige Sachguter in Form der vorhandenen, aus den 1940er/50er Jahren stammenden Ge-
baude, Stellplatzflachen und Garagengebauden. Was die Bedeutsamkeit in Bezug auf den Wert
angeht, kann im Falle der Gebdude aufgrund der kontinuierlichen Instandhaltung von einem
wirtschaftlichen Restwert gesprochen werden.

4.4.8.2 Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung

Wohngebaude, Stellplatzflachen und Garagengebaude, die einen Sachgiterbestand darstellen,
sollen langfristig, schrittweise zurtickgebaut werden und durch Neubauten fast ausschlief3lich an
der raumlichen Struktur des Bestandes orientiert (betrachtet fir das gesamte Plangebiet), er-
setzt werden.
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4.4.8.3 MaRRnahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen
Um den Verlust der Stellplatzflachen und Garagengebaude auszugleichen, werden Tiefgaragen

und Parkstreifen errichtet. Die aus den 1940er/50er Jahren stammende und nicht mehr zeitge-
mafe Bausubstanz wird durch moderne Bauwerke ersetzt.

4.4.9 Wechselwirkungen

Die Schutzguter, die nach Vorgaben des BauGB zu betrachten sind, beeinflussen sich gegen-
seitig in unterschiedlichem Malfe. Die Verdichtung des Bodens fiihrt zu einem Verlust der Bo-
denfunktion, wozu die Speicherung des Niederschlagswassers, wie auch die Grundwasserneu-
bildung gehort. Ebenso wird durch die Versiegelung der Oberflachenwasserabfluss gefordert
und zeitgleich die Versickerung reduziert. Des Weiteren wirkt sich der Verlust von Boden negativ
auf das Schutzgut Pflanzen aus. Aufgrund der zusétzlichen Versiegelung insbesondere durch
den Bodenunterbau durch Tiefgaragen, sind weitere Umweltfolgen durch mdgliche Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgitern, wie z.B. die Veranderung des Wasserhaushalts durch
Temperaturanstieg nicht ausgeschlossen. Die Konsequenzen daraus sind allerdings als nicht
erheblich zu bewerten

4.5 Zusatzliche Angaben

45.1 Technische Verfahren bei der Umweltprifung

Zur Beurteilung der potenziellen Larmemission wurde ein schalltechnisches Gutachten auf
Grundlage einer Verkehrsprognose im September 2009, aktualisiert und an den vorliegenden B-
Planentwurf angepasst (Stand 16.01.2013), durchgefuhrt.

Aus Sicht von Natur und Landschaft wurden die Geholz- und Grinstrukturen am 09.01.2006 kar-
tiert und 2009 sowie 2011 ergdnzt. Der Baumbestand wurde auf Grundlage der FLL-
Schadstufenbestimmung bewertet.

Es erfolgte eine vertiefende Potentialanalyse und auf Grundlage dessen wurde eine Arten-
schutzrechtliche Priifung der relevanten Arten, hier Fledermduse und Brutvogel, im August 2009
durchgefihrt.

Im Vorwege der aktuellen Baugrunduntersuchungen zur Entwéasserung/Versickerung wurden
vorhandene Daten Uber Baugrundaufschlisse ausgewertet, die am Geologischen Landesamt in
Hamburg abgefragt wurden.

Im Zuge der Baugrunduntersuchungen wird das Bebauungsplangebiet auf Kampfmittelbelastun-
gen gepruft.

Um die negativen Beeintrachtigungen in Natur und Landschaft auszugleichen wurde auf Grund-
lage des Staatsratemodells eine Eingriffs/Ausgleichsbilanzierung durchgefiihrt.

Zur Darstellung des Schattenwurfes durch die neuen Wohngebdude wurden Verschattungsmo-
delle erstellt.

Die vorliegenden Gutachten werden im Rahmen der Umweltprifung zur Beurteilung und zur

Festsetzung von Maflinahmen zur Vermeidung, zur Minimierung und zum Ausgleich von erhebli-
chen Umweltauswirkungen herangezogen.
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45.2 Kenntnisliicken bei der Umweltpriifung

Kenntnisliicken bestehen aktuell zur Kampfmittelbelastung und zur Versickerungsfahigkeit des
Bodens.

45.3 Hinweise zur Durchfiihrung der Umweltiiberwachung

Die Uberwachung erfolgt im Rahmen von fachgesetzlichen Verpflichtungen zur Umweltiiberwa-
chung nach Wasserhaushalts-, Bundesimmissionsschutz- (Luftqualitat, Larm), Bundesboden-
schutz-, (Altlasten), Bundesnaturschutzgesetz (Umweltbeobachtung) sowie ggf. weiterer Rege-
lungen. Damit sollen unvorhergesehene, erhebliche, nachteilige Umweltauswirkungen, die infol-
ge der Planrealisierung auftreten, erkannt werden. Besondere UberwachungsmafRnahmen sind
derzeit nicht vorgesehen.

4.6 Zusammenfassung Umweltbericht

Das Plangebiet hat eine GroRe von ca. 7,5 ha. Im Bestand sind etwa 64 % der geplanten
Wohngebiete unversiegelt.

Bis auf das Flurstick an der Langenhorner Chaussee (allgemeines Wohngebiet) werden die
Flurstiicke im Bebauungsplangebiet als reines Wohngebiet festgesetzt. Die Grundflachenzahl
(GRZ) wird auf 0,4 festgesetzt. Die Baugrenzen sind im Durchschnitt 15 m tief. Die Gebaude
sollen 1lI-1V Vollgeschosse zahlen. Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes sind Gebau-
de mit einer H6he von max. 13,50 m zuldssig. In den Randbereichen zu Nachbarsiedlungen wird
die Hohe meist auf 11,0 m begrenzt. Die Bebauung in Form von Ill Vollgeschossen, Il Vollge-
schossen mit Staffelgeschoss oder IV Vollgeschossen richtet sich nach dem Grad der Verschat-
tung der umliegenden Bebauung.

Die wesentlichen Auswirkungen des Bebauungsplanes sind:

- die offensichtliche Veranderung des Orts- und Stadtbildes durch den Ersatz der Gebaude
durch Neubauten,

- der Verlust von Geholzen, insbesondere Baumbestand,

- der Verlust von Fortpflanzungsstatten des Mauerseglers und weiterer gebaudebritender
Vogelarten

- die zusatzliche Versiegelung des Bodens im Vergleich zum Bestand 2013 durch die Anlage
von Tiefgaragen und der VergréRerung der Wohngebaude,

- eine zusatzliche Verschattung benachbarter Wohngebaude.

Daruber hinaus sind keine Schutzgiter von erheblichen Beeintrachtigungen betroffen.

Es werden Minderungs- und Ausgleichs- bzw. Ersatzmalinahmen vorgesehen:

- Tiefgaragenuberdeckung mit 50 cm starken Boden und anschlie3ender standortgeeigneten
Begrinung

- Extensive Dachbegriinung auf mindestens 80 % der neuen Dachflachen

- Neupflanzung von 1 kleinkronigen Laubbaum je 150 gm nicht Gberbaubarer Grundsticksfla-
che bzw. alle 300 gm ein grofR3kroniger Laubbaum

- Anbringen von Nisthilfen fur Gebaudebruter, speziell den Mauersegler

- Begrenzung der max. Gebaudehdhe in Richtung der Anrainer in Sonnenstandsrelevanter
Himmelsrichtung auf 11 m

- Festsetzung der Baugrenzen im Bereich von bereits bestehenden Geb&uden und nur leicht
dartiber hinausgehend
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Es wurde eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung auf Grundlage des Staatsratemodells durchge-
fuhrt. Im Ergebnis verbleiben fir die Schutzgiter Boden und Tier- und Pflanzenwelt keine Kom-
pensationsdefizite im Plangebiet.

Bei Nichtdurchflihrung der Planung

- kame es nicht zu einer entsprechenden Veranderung des Ortsbildes,

- waurden fir die Schutzgiter Boden und Wasser keine nachteiligen Veranderungen eintreten,
- konnte der Gehoélzbestand erhalten werden,

- kame es nicht zu einer zuséatzlichen Verschattung der angrenzenden Grundstiicke.

Allerdings wirde bei Nichtdurchfiihrung der Planung

- kein zusatzlicher, nach heutigen Standards angemessener und fir unterschiedliche Nutzer-
gruppen attraktiver Wohnraum entstehen,

- keine energieeffiziente, fir das Klima vorteilhafte Bebauung geschaffen.

Als Planungsalternative wurde

- eine Bebauung, in der die Geb&aude von der vorhandenen Gebaudestruktur abweichen,
- die Geschossflachenzahl mit 1,2 angesetzt und

- die Erhéhung auf ca. 800 Wohnungen mit durchschnittlich 70 gm Wohnflache

geprift.

5 Planinhalt und Abwaqgungqg

5.1 Reines Wohngebiet

Mit Ausnahme des direkt an die Langenhorner Chaussee angrenzenden Baugebietes werden al-
le anderen Baugebiete als reine Wohngebiete festgesetzt, so dass dort bei der Festsetzung der
besonderen Art der baulichen Nutzung gegeniiber dem vorher giltigen Bebauungsplan Langen-
horn 26 keine Anderung erfolgt.

Die Festsetzung als reines Wohngebiet erfolgt, um an diesem Standort mit naher Verkehrsinfra-
struktur und in guter N&dhe zum bezirklichen Nahversorgungszentrum um den Langenhorner
Markt, vorrangig den Bedarf nach zusatzlichem und dem aktuellen Standard angemessenen
Wohnraum realisieren zu kdnnen. So soll die Voraussetzung geschaffen werden, dass es nicht
zu weiteren Fortziigen von Haushalten in das Umland kommt und Zuwanderern in die Metropol-
region an dieser Stelle ein Angebot zur Ansiedlung innerhalb der Stadt Hamburg geboten wird.

Mit den Festsetzungen beziiglich des Mal3es der baulichen Nutzung, in Ergdnzung zur Festset-
zung der Art der baulichen Nutzung und der damit verbundenen VergréRerung des spater zur
Vermietung angebotenen Wohnraums, erhalten die Grundeigentimer die Mdglichkeit, den Be-
stand, dort wo es sinnvoll ist, durch Sanierung zu verbessern. Okonomisch und 6kologisch nicht
sinnvoll sanierbare Altbauten kdnnen abschnittsweise durch Neubauten ersetzt werden.

Im Eckbereich ¢stlich Tannenzuschlag, nordlich Wulffsgrund befindet sich sudlich parallel zur
Flurstiicksgrenze zum noérdlich angrenzenden Flurstiick 2580 ein halb unterirdischer Rohren-
bunker aus dem 2. Weltkrieg. Dieser Bunker ist nicht mehr betriebsfahig und verschlossen. Da
er somit entbehrlich ist, ist er in das Eigentum des Grundeigentiimers tUbergangen und darf ab-
gerissen werden. Bei Umsetzung des Entwurfskonzeptes des Bebauungsplanes mit vergrol3er-
tem Baukdrper und Tiefgaragenbebauung wird es erforderlich, den Réhrenbunker zu entfernen.
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Fur die Bebauung innerhalb des Plangebietes erfolgt keine Festsetzung der Bauweise, da die
stadtebauliche Struktur in weitgehender Anlehnung an den vorhandenen Gebaudebestand
durch die baukorperbezogenen Festsetzungen mit Baugrenzen hinreichend geregelt wird.

Fur samtliche durch Baugrenzen festgesetzte bebaubare Felder innerhalb der Baugebiete wer-
den maximale Gebaudehdhen Uber der jeweiligen Gelandehdhe festgesetzt. Mit den parallel zur
Planaufstellung durchgefihrten Schattensimulationsmodellen wurden Gebaudehéhen ermittelt,
die in den angrenzenden Einfamilienhausgrundstiicken im Norden und Nordosten zeigen, dass
es gegenuber dem 2012 vorhandenen Gebaudebestand an den dortigen Wohnh&ausern nicht zu
zusatzlichen Verschattungen kommt. Aufgrund der hohen Spitzdacher der Altbauten haben die
Firsthéhen dort eine Hohe von 10,80 bis 11,20 m tUiber dem Erdboden. Diese Hohe ist etwa iden-
tisch mit der maximal zulassigen Hohe der Neubauten mit Il Vollgeschossen ohne zusatzlichem
Staffel- oder Dachgeschoss, die mit 11,0 m tber der jeweiligen Geldndehothe festgesetzt (vgl. §
2 Nr. 2) wird.

Insbesondere in den Randbereichen des Plangebietes an den zum Dieckmihlenweg, Schllils-
kamp, Tannenzuschlag und Tarfenb66m gelegenen Einfamilienhausgrundstiicken wird die Mdg-
lichkeit des Baus eines Staffelgeschosses Uber dem Ill. Vollgeschoss ausgeschlossen, indem
dort die maximale Gebaudehthe von 11,0 m festgesetzt wird. Dort, wo es keine Probleme mit
zusatzlichem Schattenwurf auf plangebietsangrenzende Einfamilienhduser gibt, wird fur die Ge-
baude mit zulassigen 11l Vollgeschossen eine maximale Gebaudehdhe von 13,50 m Uber Gelan-
dehodhe festgesetzt, so dass dort der zusatzliche Bau von einem Staffelgeschoss ermdglicht
wird. Bei festgesetzten IV Vollgeschossen mit einer maximalen Gebaudehéhe 13,50 m bezogen
auf die Gelandeoberflache ist der Bau eines zusétzlichen Staffelgeschosses nicht méglich.

Die differenzierte Festsetzung der maximalen Gebaudehdhen in Verbindung mit den Baukdérper-
festsetzungen sichert so die Umsetzung des planerisch gewtlinschten stadtebaulichen Konzep-
tes, welches durch die Beibehaltung der vorhandenen Bebauungsstruktur somit auch zum lang-
fristigen Erhalt der Gartenstadtcharakteristik beitragt. Die in der Planzeichnung festgesetzte Tie-
fe der Baufenster wird in den weiteren Planungen noch angepasst.

Uber den grundsatzlichen Baumschutz durch die hamburgische Baumschutzverordnung hinaus-
gehend wurden in der Planzeichnung fir einige groRe und das Gebiet pragende (vorhandene)
Laubbdume Festsetzungen zum Erhalt dieser Baume getroffen. Diese GroRbaume sind somit
Teile der stadtebaulichen Struktur.

Bei der Bebauung der Baugebiete nordlich von Wulffsbldcken, zum Flurstiick 10878 und dstlich
von Waulffsblocken zu den Flurstiicken 2920 und 11255 (Weg Nr. 360) sowie zum sudlich an-
grenzenden Waulffsgrund, ist dafiir Sorge zu tragen, dass ein ausreichender Abstand von bauli-
chen Anlagen zu den in das Plangebiet hineinragenden Baumkronen der direkt hinter der Plan-
gebietsgrenze stehenden groRen Laubbdume eingehalten wird. Aus diesem Grunde werden die
Baugrenzen am 0Ostlichen Rand des Flurstlickes 2911 und am nordlichen Rand des Flurstliickes
8569 im Gegensatz zu den bestehenden baulichen Anlagen weiter von den baumbestandenen
Flurstiicksgrenzen abgeriickt. Dieses gilt nicht nur fir oberirdische bauliche Anlagen, sondern
auch fur den Bau von Tiefgaragen. Weiterhin wird an dieser Nordost- und Ostseite des Plange-
bietes in der Planzeichnung, parallel zur Grenze des B-Plangeltungsbereiches ein 5,0 m breiter
Streifen festgesetzt, der frei von baulichen Anlagen, d.h. von Nebenanlagen, Stellplatzen und
Garagen bleiben muss. Damit wird ein erhéhter Schutz des Wurzelwerkes der direkt an das
Plangebiet angrenzenden Laubbdume gesichert.
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Um wirtschaftliche Tiefgaragengrundrisse mit mittiger Fahrgasse und beidseitigen Einstellmég-
lichkeiten bauen zu kénnen, sind die Grundflachen der Tiefgaragen grtRer, als die Gebau-
degrundflachen und unterbauen auch Teile der angrenzenden Freiflache. Daher ist der Bau von
Tiefgaragen auch auf3erhalb der durch Baugrenzen definierten Uiberbaubaren Flachen zulassig.
In der Planzeichnung werden die Flachen festgesetzt, wo es zuldssig ist, au3erhalb der mit
Baugrenzen festgesetzten Uberbaubaren Flachen Tiefgaragen zu bauen. Die Uber die Gebaude
in der Breite hinausragenden Tiefgaragen sind dann mit mind. 50 cm durchwurzelbarem Sub-
strataufbau zu versehen, so dass dort die Anlage von Mietergarten und Gemeinschaftsfreianla-
gen mit Geholzpflanzungen, auch mit bis zu kleinkronigen Baumen, mdéglich wird (vgl. 8 2 Nr. 5).
Im Bereich der anzupflanzenden Baume muss die Schichtstarke des Substrataufbaus 1 m be-
tragen, um den Baumen eine ausreichende Anwuchs- und Entwicklungsmdéglichkeit zu bieten.

Die ErschlieRung des Plangebietes erfolgt Uber die im Bebauungsplan festgesetzten tffentlichen
Verkehrsflachen. Weitere notwendige ErschlieBungen werden nach § 125 Absatz 2 BauGB her-
gestellt. In 8 2 Nr. 11 ist daher festgelegt, dass noch weitere 6rtliche ErschlieBungsflachen er-
forderlich sind. Mit Ausnahme der Baugebiete westlich und 6stlich von Wulffsbldcken, sind alle
baukorperbezogenen Uberbaubaren Grundsticksflachen direkt angrenzend an einer 6ffentlichen
Verkehrsflache belegen. Nur die befahrbaren Wohnwege Wulffstwiete (zwischen Wulffsgrund
und Wulffsblécken) und Wulffsgang (6stlich Wulffsblocken) stellen grundstticksinterne befahrba-
re Wohnwege bzw. Wohnhofe dar, welche der ErschlieBung der riickwéartigen Gebéaude dienen.
Die private ErschlieBungsflache zwischen dem Wulffsgrund im Stden und dem ndérdlichen Ab-
schnitt von Wulffsblécken im Norden, die Wulffstwiete, wird aufgrund der baukérperbezogenen
Baugrenzfestsetzungen auch zukinftig erhalten bleiben.

Das Maf der baulichen Nutzung wird neben der als Hochstmaf zulassigen Gebaudehohe auch
durch eine Grundflachenzahl und eine Geschossflachenzahl bestimmt. Die Grundflachenzahl
wird in den reinen Wohngebieten und in dem allgemeinen Wohngebiet mit 0,4 und die Ge-
schossflachenzahl mit 1,0 festgesetzt.

Die Grundflachenzahl entspricht somit dem in 8 17 Abs. 1 BauNVO festgesetzten Hochstmal,
wahrend die Geschossflachenzahl mit 1,0 unter dem in § 17 Abs. 1 BauNVO festgesetzten
Hochstmal’ von 1,2 liegt. Die Grundflachenzahl darf gemaR § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO durch
die in Satz 1 genannten Anlagen um 50 von Hundert tUberschritten werden. Dieses ist erforder-
lich, da auch die unter den Freiflachen liegenden Tiefgaragen bei der Ermittlung der Grundfla-
chen eingerechnet werden miissen und diese ohne die Zulassigkeit der GRZ-Uberschreitung in
dem erforderlichen Umfang nicht realisiert werden kdnnten.

5.2 Allgemeines Wohngebiet

Das direkt an der Langenhorner Chaussee gelegene Baugebiet mit wird als allgemeines Wohn-
gebiet festgesetzt. Damit soll die Mdglichkeit geschaffen werden, in dem vom StralRenverkehrs-
larm der Langenhorner Chaussee mit einem DTV-Wert von ca. 31.000 Kfz/24 h gepragten Be-
reich auch andere, nicht so stark larmempfindliche Nutzungen unterzubringen.

Aufgrund der Nachbarschaft mit der Pragung als reines Wohngebiet soll eine mégliche Stérung
durch andere Nutzungen gemindert oder ausgeschlossen werden, so dass die nach § 4 Abs. 3
BauNVO sonst in einem allgemeinen Wohngebiet als Ausnahme zuldssigen Nutzungen in die-
sem allgemeinen Wohngebiet auch als Ausnahme nicht zugelassen werden (vgl. 8 2 Nr. 1).

Die vorhandenen Altbauten an der Langenhorner Chaussee werden im Bestand auf 15 m Lange
durch eine eingeschossige Garagenzeile unterbrochen. Diese Unterbrechung der hohen Ge-
baudezeile wirkt als ,Larmloch” flr das relativ weite Eindringen des Verkehrslarms bis zu den
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dahinter befindlichen Wohngebauden am Tarfenb66m. Mit der zukinftigen Realisierung eines
durchgehenden Gebaudekdrpers an der Langenhorner Chaussee wird ein wesentlicher Beitrag
zur Larmminderung und der damit verbundenen Wohnqualitat in dem &stlich angrenzenden
Wohnbereich — auch an der nérdlich vom B-Plangebiet liegenden Reihenhauszeile Tarfenb66m
14 bis 14 h — geleistet.

Aufgrund der hohen Verkehrslarmbelastung werden fiir das dort parallel zur Langenhorner
Chaussee zu erstellende Gebaude Mallnahmen zum Schallschutz zur entsprechenden Grund-
rissgestaltung und zum baulichen Schallschutz festgesetzt (vgl. 8 2 Nr. 3).

Das Mal der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der Grundflachenzahl, die Festset-
zung der Geschossflachenzahl, die Anzahl maximal zulassiger Vollgeschosse und die maximale
Gebaudehdhe bestimmt. Wie in den angrenzenden reinen Wohngebieten, werden die Grundfla-
chenzahl mit 0,4 und die Geschossflachenzahl mit 1,0 festgesetzt.

In beiden durch Baugrenzen festgesetzten bebaubaren Feldern im allgemeinen Wohngebiet
wird eine maximale Gebaudehdhe von 13,50 m Uber der jeweiligen Geldndehdhe festgesetzt.
Dieses ermoglicht den Bau von IV Vollgeschossen und einem begriinten Flachdach. Die H6-
henbegrenzung sichert, dass oberhalb eines IV. Vollgeschosses kein zusatzliches Staffelge-
schoss errichtet werden kann.

Die Baugrenzen am Baukdrper am Wulffsgrund wurden so festgesetzt, dass die nordliche Bau-
grenze genau an der vorhandenen Nordfassade des Altbaus liegt, so dass ein spéaterer Neubau
nicht weiter nach Norden riicken kann und der Abstand von 28 bis 30 m zu der nérdlich angren-
zenden Reihenhauszeile unverandert bleibt.

Eine eventuelle Verschattung der nordlichen Reihenhauszeile wird im Sommerhalbjahr im We-
sentlichen durch eine Reihe hochgewachsener Laubbdume direkt an der Plangebietsgrenze be-
stimmt und nicht durch den Baukdrper am Waulffsgrund.

Um die Anlage wirtschaftlicher Tiefgaragengrundrisse zu ermdglichen, wird in der Planzeich-
nung der gréfte Teil des Baugebietes mit der Darstellung der Zulassigkeit von Tiefgaragen,
auch aul3erhalb der Gberbaubaren Grundstticksflachen, umgrenzt.

5.3 StralRenverkehrsflachen

Bereits im Bebauungsplan Langenhorn 26 war die Verkehrsflache der Langenhorner Chaussee
um 5,0 m auf das Flurstuck 380 verbreitert worden. GemaR dem Bebauungsplan Langenhorn 26
war auch bei Wulffsgrund von der Langenhorner Chaussee bis zum Beginn von Wulffsblécken
eine Verkehrsflachenverbreiterung um 1,0 m in Richtung Norden festgesetzt worden. Sowohl die
Verkehrsflachenerweiterung an der Langenhorner Chaussee als auch am Wulffsgrund wurde
bisher nicht umgesetzt.

Im Rahmen der Neugestaltung der plangebietsinternen Straf3en erfolgt kein Ausbau der Stra-
Ben, denn die Breiten der Fahrbahn entsprechen weiterhin den Regelbreiten einer Anliegerstra-
3e mit 5,0 bis 5,5 m Fahrbahnbreite. Die Verbreiterung der Verkehrsflachen in der Planzeich-
nung des Bebauungsplanes ergibt sich nur durch den Umbau und Ausbau der Nebenflachen im
Rahmen der Anpassung an aktuelle Ausbaustandards. Dieses ist z.B. der Ausbau von durch
Hochbord abgetrennten Gehwegen auf beiden Fahrbahnseiten im Wulffsgrund und an einigen
Stellen die zuséatzliche Anlage von 2,0 m breiten randseitigen Parkplatzstreifen.

Aufgrund der Bedeutung der Langenhorner Chaussee als Hauptverkehrsstral3e im Norden des
Bezirkes Hamburg-Nord in Richtung Norderstedt/Schleswig-Holstein und der dortigen Verkntip-
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fung mit der Schleswig-Holstein Strale und der Bundesstrafle 432, bleibt es auch im Bebau-
ungsplan Langenhorn 73 bei der Verkehrsflachenfestsetzung, die 5,0 m Uber das Stralenflur-
stiick auf das Flurstiick 380 hinausreicht.

Am 02.07.2009 wurden durch ein beauftragtes Gutachterbiro Verkehrszéhlungen im Plangebiet
und in den angrenzenden Stral3en durchgefuhrt. Mit Inbetriebnahme der Umgehung Fuhlsbiittel
reduzierte sich auch auf dem an das Plangebiet angrenzenden Teil der Langenhorner Chaussee
der Kfz-Verkehr; hier von rd. 36.000 im Jahre 1998 auf rd. 31.000 Kfz/24 h im Jahr 2009.

Die im Juli 2009 ermittelte Verkehrsbelastung fiir den durchschnittlichen werktaglichen Verkehr
(DTV,~Wert) betrug an der Langenhorner Chaussee, sudlich Einmindung Foorthkamp 30.720
Kfz/24 h. Die nérdlich des Plangebietes liegende VerkehrsverbindungsstralRe, der Foorthkamp,
hatte eine Kfz-Verkehrsmenge von 5.700 direkt Ostlich der Langenhorner Chaussee bis 5.470
Ostlich der Einmindung des Dieckmihlenweges aufgewiesen.

Im Plangebiet zeigte sich am Wulffsgrund eine Verkehrsmenge von 760, an der Langenhorner
Chaussee bis 670, westlich Reekamp/Wulffsblocken 420, Tannenzuschlag 270, Tarfenb6om
ndrdlich Wulffsgrund 450 und am Reekamp, sudlich Wulffsgrund eine Verkehrsmenge von 700.

In dem im Februar 2013 aktualisierten Gutachten (bezogen nun auf 700 WE im Plangebiet) wur-
de ermittelt, dass sich auf der Langenhorner Chaussee die Verkehrsmenge um 315 und im
Foorthkamp, dstlich der Langenhorner Chaussee um 400 erhéhen wirde. Die Verkehrsmengen-
zunahme im Wulffsgrund lag bei 165 am Westende (zwischen Langenhorner Chaussee und Tar-
fenb66m). Die hochste Zunahme erfolgt an der Ausfahrt des Dieckmuihlenweges auf den
Foorthkamp, wo die 2009 vorhandene Verkehrsmenge von 560 um 160 auf 720 ansteigen wir-
de.

Das Gutachten geht davon aus, dass die vorhandenen verkehrsregelnden MalRnhahmen, wie die
EinbahnstralRenfihrung von Wulffsblécken in Richtung Norden und eine Durchfahrtsperrung der
Waulffstwiete auch in Zukunft Bestand haben und dass auch weiterhin das gesamte Plangebiet
eine Tempo 30-Wohngebietszone bleibt.

Sudlich des Plangebietes wiirde die Kfz-Verkehrsmenge des Woérdemoorweges von 3.610 im
Jahre 2009 um 355 auf 3.965 ansteigen. Die Zunahme der Verkehrsmenge auf den Worde-
moorweg begrindet sich vor allem in der Signalanlage an der Langenhorner Chaussee, die ein
sicheres Ausfahren aus dem Gebiet auch in Richtung Stden erméglicht.

Es wurde festgestellt, dass durch die geplante Verdichtung des Plangebietes bei der angestreb-
ten Zahl von 700 Wohnungen, das heil3t rund 150 Wohnungen Uber dem Bestand, mit einem
zusatzlichen Verkehrsaufkommen von 970 Kfz/Tag zu rechnen ist. Bezogen auf das vorhandene
Verkehrsaufkommen auf der Langenhorner Chaussee liegen die prognostizierten Zusatzverkeh-
re unterhalb der taglich auftretenden Belastungsschwankungen, so dass davon ausgegangen
wird, dass die durch die Realisierung der Planung erzeugten Verkehre vertraglich abgewickelt
werden kénnen. Diese Einschétzung wurde durch die vom Gutachter durchgefiihrten Leistungs-
nachweise, auch der Knotenpunkte, bestatigt.

Der Gutachter stellte auBerdem fest, dass innerhalb des Plangebietes keine weiteren Maf3nah-
men erforderlich sind, da die Verkehre auch unter Berlcksichtigung des Mehrverkehrs leis-
tungsgerecht abgewickelt werden kénnen. Zur Optimierung des Verkehrsablaufes werden vom
Gutachter folgende Mafl3nahmen als denkbar vorgeschlagen:
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o Verbreiterung des Querschnittes Dieckmiihlenweg zwischen Wulffsblécken und Foorth-
kamp um einen Langsstreifen dstlich der Fahrbahn. Somit wird es mdglich, die vorhan-
dene Fahrbahn im Gegenverkehr zu befahren, wahrend zu Planungsbeginn durch das
Fahrbahnrandparken auf der 6stlichen Stral3enseite die Fahrbahn zum gréRten Teil nur
einspurig befahrbar ist.

o Verbreiterung des Querschnittes im Nord-Sud verlaufenden Abschnitt der Stra3e Wulffs-
blocken um einen Langsparkstreifen.

e Gegebenenfalls abschnittsweise Ausweisung von Halteverbotszonen im Wulffsgrund
zwischen Langenhorner Chaussee und Tarfenb66m.

Der erforderliche StraBenquerschnitt ergibt sich weiterhin aus der Erforderlichkeit des Nachwei-
ses von ausreichenden Besucherparkplatzen im o6ffentlichen Stral3enraum. Bei 700 Wohnungen
und einem Stellplatzschlissel von 0,8 STP/WE ist in den reinen Wohngebieten und dem allge-
meinen Wohngebiet der Nachweis von 560 Stellplatzen erforderlich. Bei einem Ansatz von 20%
Besucherparkplatzen, bezogen auf die erforderliche Stellplatzzahl, missen 112 Besucherstell-
platze in dem offentlichen Strallenraum angeboten werden.

Weiterhin ist es erforderlich, in allen 6ffentlichen StralRenverkehrsflachen auf beiden Fahrbahn-
seiten Gehwege von mindestens 2,0 m (besser 2,5 m) Breite zu realisieren. Im Wulffsgrund be-
findet sich nur auf der Stidseite ein durch einen Hochbord abgetrennter separater Gehweg. So-
mit bedarf es auch zur Herstellung des Gehweges auf der Nordseite vom Wulffsgrund - zwi-
schen Langenhorner Chaussee und Wulffsblécken/Reekamp - einer durchgehenden Verkehrs-
flachenverbreiterung sowohl nach Stiden als auch nach Norden.

Als Standardbreite ergibt sich im Wulffsgrund eine Verkehrsflachenbreite von 10,0 m. Im Bereich
mit zusatzlichen Langsparkstreifen, beidseitig des Knotens mit Tarfenb66m, verbreitert sich die
Verkehrsflache dann auf 12,0 m.

Im Nord-Sud-Abschnitt von Wulffsblécken wird die 11,0 m breite Verkehrsflache um 1,5 m in
Richtung Osten auf die Flurstiicke 2911/2910 zur Anlage eines gesonderten Langsparkstreifens
verbreitert. Dieses ermdglicht es zukinftig auch am westlichen Fahrbahnrand das Fahrbahn-
randparken zuzulassen, wodurch sich die Anzahl von Besucherparkplatzen im Plangebiet deut-
lich erhoht.

Im Eckbereich stdlich Wulffsgrund, westlich Reekamp wird die groR3e begrinte Flache 6stlich
der Hauseingdnge Reekamp 103 bis 108 weiterhin als offentliche StraRenverkehrsflache festge-
setzt. Die grine Gestaltung mit Wiese und Geholzen soll erhalten bleiben, wobei gepruft werden
kann, ob durch eine Verlangerung der vorhandenen Parktasche mit rechtwinkliger Parkplatzan-
ordnung am Reekamp zusatzliche Besucherparkpléatze geschaffen werden kénnen. Vor dem
Hauseingang Reekamp 103 wird diese ,grine* Verkehrsfliche um 49 gm verkleinert, um dort
die StraBenbegrenzungslinie schrag an die StraBenbegrenzungslinie vor den Reihenhausern
Reekamp 91 - 101 heranzufuhren.

Ostlich des Plangebietes befindet sich der in Nord-Siid-Richtung verlaufende Weg Nr. 360, der
noch aus der Zeit der landwirtschaftlichen Nutzung des Gebietes stammt, die bis zum Beginn
des verstarkten Siedlungsbaus in Langenhorn ab der 2. Halfte der 1920er Jahre (Ausbau der
Hochbahnstrecke von Ohlsdorf bis Ochsenzoll) den Bereich Langenhorn pragte. Dieser ehema-
lige landwirtschaftliche Weg — auf groReren Strecken durch ehemalige randseitige Knicks ge-
pragt, aus denen sich dann die inzwischen sehr pragenden Grof3baumreihen (meist Eichen) er-
geben haben — stellt eine wichtige Nord-Stdverbindung fir FuRganger und Fahrradfahrer dar,
die im Norden am Foorthkamp, nahe der U-Bahnstation Langenhorn-Nord beginnt und im Stden
an den Wordemoorweg anbindet. Uber den sidlichen Reekamp oder Eberhofweg gelangen
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FuRRganger und Fahrradfahrer dann zum Langenhorner Markt, wo sich ein Einkaufszentrum und
die U-Bahnstation Langenhorn-Markt befinden. Diese Ful3- und Radwegestrecke auf dem Weg
Nr. 360 ist mit dem Plangebiet an drei Stellen verknlpft. Im Stden reicht die Verkehrsflache von
Wulffsgrund bis an den Weg Nr. 360, wobei der Wulffsgrund fir Kfz nur bis zum Garagenhof auf
dem Flurstuck 4391 befahrbar ist.

160 m weiter nordlich verlauft ein weiterer Geh- und Radweg von Waulffsblécken, nérdlich der
Hausnummern 18 — 26, Uber das Flurstiick 2918 bis an den Weg Nr. 360. In dem Bebauungs-
plan Langenhorn 62 ist dieses Flurstiick als 6ffentliche StralRenverkehrsflache im Sinne eines
Geh- und Radweges festgesetzt. Am nordlichen Plangebietsrand gibt es den Geh- und Radweg
auf den Flurstiicken 10878 und 10877, der zwischen Foorthkamp und Dieckmiihlenweg einer-
seits und dem Weg Nr. 360 im Bebauungsplan 45 als Griinanlage festgesetzt ist. Wie bereits im
Bebauungsplan Langenhorn 45, erfolgt auch im Bebauungsplan Langenhorn 73 auf dem Flur-
stiick 4009 die randseitige Festsetzung einer 6ffentlichen Parkanlage, um am Foorthkamp be-
ginnend den Beginn der dortigen Parkanlage mit Gehweg etwas breiter und grof3ziigiger zu ge-
stalten.

5.4 Immissionsschutz

Im Rahmen einer im September 2009 durchgefihrten schalltechnischen Untersuchung (deren
Grundlage der damalige Planentwurf mit rund 800 Wohnungen im Plangebiet war) und der da-
rauf aufbauenden verkehrstechnischen Stellungnahme zur prognostizierten Verkehrszunahme,
wurde gepruft, welche Auswirkungen durch Verkehrslarm — ausgehend von der prognostizierten
Verkehrszunahme — auf das Plangebiet und die nérdlich und sidlich angrenzenden Wohnnut-
zungen zusatzlich zu erwarten sind. Diese schalltechnische Untersuchung wurde dem 2012 neu
vorgestellten Bebauungsplanentwurf mit nunmehr 700, d.h. rund 100 Wohnungen weniger im
Plangebiet, nicht angepasst, da sich bereits bei der Planung mit 800 Wohnungen herausstellte,
dass die prognostizierten Steigungen der Schallwerte durch die prognostizierte Erhéhung der
Kfz-Verkehrsmengen an den potentiellen Immissionsorten nicht zu Uberschreitungen der ent-
sprechenden Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV flhren wirden.

Grundlage fur die Larmtechnische Untersuchung (LTU) im September 2009 war der 2009 vorlie-
gende B-Planentwurf, die sich daraus rechnerisch ermittelte mogliche Zunahme der Anzahl von
Wohnungen im Plangebiet und die sich daraus ergebende zusatzliche Kfz-Verkehrsbelastung im
Plangebiet sowie in den angrenzenden Gebieten. Weiterhin wurde, vor allem auch bei den an-
grenzenden HauptverkehrsstralRen, die allgemeine Prognose der vermuteten Kfz-
Verkehrszunahme (nach Vorgaben aus der Stadtentwicklungsbehdrde) mit berticksichtigt.

In der Langenhorner Chaussee wirde sich beim im Jahre 2010 noch geplanten Bau von 800
WE, sldlich der Einmindung des Wdrdenmoorweges, die Verkehrsmenge um 800 Kfz von
30.230 Kfz auf 31.030 Kfz (mit 4,1% Lkw-Anteil) erhéhen. Dieses ist ein Wert, der auf der Lan-
genhorner Chaussee im Bereich der nicht wahrnehmbaren Erhéhung liegt. Ahnlich ist der Ab-
schnitt des Foorthkamps zwischen Langenhorner Chaussee und Tarfenb66m zu bewerten, wo
die Verkehrsmenge sich um 730 Kfz von 5.700 Kfz auf 6.430 Kfz/24h steigert.

Im Plangebiet werden nur an den Hausern direkt an der Langenhorner Chaussee die schall-
technischen Werte fiir ein WA-Gebiet (55 dB(A) tags / 45 dB(A) nachts) deutlich Gberschritten.
Mit den Werten von 71 dB(A) tags und 63 dB(A) nachts im Erdgeschoss zur Westseite werden
sogar die Gesundheitsschwellenwerte von 70 dB(A) / 60 dB(A) Uberschritten. Der Gutachter
empfiehlt trotzdem, hier auf die Gebaude nicht zu verzichten, da die Gebaude einerseits als
Schallschutz fur die 6stlich dahinter liegenden Gebaude wirken und andererseits selbst eine ru-
hige Seite haben. Fir die Nord-, West- und Siudseite werden vom Gutachter Mal3nahmen fir
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passive LarmschutzmalBnahmen an den Gebauden vorgeschlagen und es wird eine Festset-
zung zu einer Grundrissgestaltung getroffen, dass Schlafraume nur zur larmabgewandten Ge-
baudesete liegen diirfen (vgl. § 2 Nr. 3).

Die hochsten Steigerungen der Schallwerte sind an den Immissionsorten Dieckmihlenweg 3 mit
+1,8 dB(A) und am Reekamp 95 mit +1,6 dB(A) zu erwarten. Diese Steigerungen werden vom
Gutachter als zwar wahrnehmbar, aber nicht erheblich eingestuft. Der gré3te Teil der Steigerung
der Schallwerte an den festgelegten Immissionsorten liegt unterhalb der Wahrnehmbarkeits-
schwelle von 1 dB(A).

Aufgrund der vorliegenden LTU ist es fur den Verursacher der Veranderung rechtlich nicht erfor-
derlich an vorhandenen Geb&uden aulRerhalb des Plangebietes larmmindernde Maflihahmen
(z.B. Einbau von schallmindernden Fenstern und Turen) zu finanzieren. Die Schallschutzmal3-
nahmen sind nur an den eigenen Neubauten an der Langenhorner Chaussee angrenzend erfor-
derlich (vgl. 8 2 Nr. 3). Bei den bestehen Altbauten besteht keine Verpflichtung zum nachtragli-
chen Bau der passiven Schallschutzmal3inahmen oder zur gebaudeinternen Grundrissverande-
rung. Der 8 2 Nr. 3 der Bebauungsplanverordnung ist nur im Falle des Neubaus an dem Stand-
ort Langenhorner Chaussee anzuwenden.

In der LTU hat der Gutachter gezeigt, dass schon jetzt an den dort vorhandenen Gebauden an
der Langenhorner Chaussee Handlungsbedarf fiir einen erhéhten Schallschutz besteht, da be-
reits heute dort die Gesundheitsschwellenwerte Giberschritten werden.

Damit der erforderliche passive Schallschutz in dem allgemeinen Wohngebiet an der Langen-
horner Chaussee umgesetzt wird, ist im Bebauungsplan die folgende Festsetzung getroffen
worden: Im allgemeinen Wohngebiet sind in den Gebauden parallel der Langenhorner Chaus-
see die Wohn- und Aufenthaltsrdume durch geeignete Grundrissgestaltung der 6stlichen, das
hei3t der larmabgewandten Gebaudeseite zuzuordnen. Sofern eine Anordnung aller Wohn-,
Aufenthalts- und Schlafriume an den larmabgewandten Gebaudeseiten nicht mdglich ist, sind
vorrangig die Schlafraume den larmabgewandten Gebaudeseiten zuzuordnen. Fir die Raume
an den larmzugewandten Gebaudeseiten ist ein ausreichender Schallschutz durch bauliche
MaRnahmen an Auf3entliren, AuRenwanden und Dachern zu schaffen.

Fur einen Aul3enbereich einer Wohnung (Balkone, Terrassen, Loggien) ist entweder durch Ori-
entierung an larmabgewandten Gebaudeseiten oder durch bauliche Schallschutzmalinahmen
wie z.B. verglaste Vorbauten mit teilgetffneten Bauteilen, sicherzustellen dass durch diese bau-
lichen MaRnahmen insgesamt eine Schallpegelminderung erreicht wird, die es erméglicht, dass
in dem der Wohnung zugehérigen AuRenbereich ein Tagespegel von kleiner 65 dB(A) erreicht
wird.

In der LTU von 2009 wurde fiir den Bestand eine Nullprognose gemacht, welche die durch den
Verkehr erzeugten Schallemissionswerte fur die dB(A)-Werte an den Auf3enkanten des jeweils
nachstgelegenen Gebaudes ermittelt hat. Die hochsten Bestandswerte sind im Bereich der Lan-
genhorner Chaussee nérdlich Wulffsgrund mit 66,1 dB(A) tags und 58,7 dB(A) nachts. An der
der Langenhorner Chaussee zugewandten Geb&audeseite liegt der Tageswert fir den dortigen
AuBenwohnbereich tber 65 dB(A). Der Wert von 65 dB(A) am Tage wird als Schwellenwert bzw.
Obergrenze im Hamburger Leitfaden Larm genannt. Dieser Wert flr AulRenwohnbereiche leitet
sich aus der Larmwirkungsforschung ab. Daher wird in der Bebauungsplanverordnung der § 2
Nr. 3 so ergéanzt, dass im Bereich der Langenhorner Chaussee auch fir die Aul3enwohnbereiche
(Balkone, Terrassen, Loggien) durch bauliche Schallschutzmaf3ahmen der Beurteilungspegel
von 65 dB(A) am Tage nicht tberschritten wird. Die ruhigsten Bereiche befinden sich im Plange-
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biet in Wulffsblocken zwischen Wulffsgrund und Wulffstwiete mit 43,5 dB(A) tags und 36,1 dB(A)
nachts.

Der Untersuchungsraum der LTU erstreckte sich vom Foorthkamp im Norden bis zum Woérde-
moorweg im Siden, der Langenhorner Chaussee im Westen und dem Weg Nr. 360 im Osten.

Die Bestandswerte in den NachbarstralRen am Tage bewegen sich bei 42,6 dB(A) im Tannenzu-
schlag, 46,1 dB(A) im Reekamp, bis zu 53,1 dB(A) im Wordemoorweg. Die Bestandwerte in der
Nacht liegen im Plangebiet zwischen 36,1 dB(A) in Wulffsbldcken, im Reekamp bei 38,8 dB(A)
und 39 dB(A) im Wulffsgrund zwischen Langenhorner Chaussee und Tarfenb66m. In den Nach-
barstraBen liegen die Nachtwerte von 35,2 dB(A) im Tannenzuschlag und 38,8 dB(A) bis 45,7
dB(A) am Wordemoorweg. Somit liegen die ermittelten zukinftigen Nachtwerte in den Neben-
stra3en, abseits der Langenhorner Chaussee, unterhalb des Nachtgrenzwertes von 49 dB(A).

Die Planungsprognose der LTU vom September 2009 und der sich daraus entwickelnde Kfz-
Verkehr gingen noch von 800 zukiinftigen Wohnungen im Plangebiet aus.

5.5 Bauschutzbereich

Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich des Flughafens Fuhlsbuttel. Fir alle baulichen Vorha-
ben gelten die Vorschriften des Luftverkehrsgesetzes(LuftVG) in der Fassung vom 10. Mai 2007
(BGBI. | S. 698), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom am 5. Dezember 2012
(BGBI. | S. 2454). Die sich aus dem Luftverkehrsgesetz ergebenden Beschrankungen hinsicht-
lich Art und Mal3 der baulichen Nutzung werden durch die getroffenen planerischen Festsetzun-
gen berucksichtigt.

5.6 Oberflachenentwasserung

Im offentlichen StralRenraum werden das Schmutzwasser und das Regenwasser aus den Ver-
kehrsflachen in ein Mischwassersiel zusammengefihrt.

Der hochste Punkt des StralRennetzes im Plangebiet liegt mit 28,5 m . NN am Knotenpunkt
Wulffsgrund/Reekamp/Wulffsblécken. Von dort aus werden Schmutz- und Regenwasser einmal
im freien Gefalle Uber Wulffsblécken, Dieckmihlenweg zum Foorthkamp gefiihrt (Héhendiffe-
renz ca. 8,5 m) und auf der anderen Seite Uber das 5,6 m hohe Gefélle im Wulffsgrund bis zur
Sielleitung in der Langenhorner Chaussee.

Aufgrund der in den vergangenen Jahren verstarkt durchgefuhrten erganzenden Bebauung im
Stadtteil Langenhorn, haben die in den angrenzenden HauptstralBen verlaufenden Mischwas-
sersiele kaum noch freie Kapazitaten. Daher ist es ein Planungsziel, die Menge des abzufiih-
renden Niederschlagswassers aus dem Plangebiet gegentiber dem Zustand im Jahre 2012 nicht
zu erhohen.

Dieses bedeutet, dass ein Entwasserungskonzept zu entwickeln ist, welches méglichst vollstan-
dig eine Entsorgung des Niederschlagswassers von den Baugebieten im Plangebiet selbst er-
mdoglicht. Hierbei wird auch zu priufen sein, ob die bei ca. 25,8 m . NN Hohe liegende Griunfla-
che im abknickenden Bereich von Wulffsblécken (Flurstiick 9250) sich fir die Anlage einer na-
turnah gestalteten Regenriickhalte- oder Versickerungsanlage fir die stdlich und stiddstlich bis
zu 3,0 m hoher gelegenen Baugebiete beidseitig von Wulffsblocken eignet.

Fur die Flachdacher der zukiinftigen Neubauten werden Dachbegriinungen festgesetzt, die fir
eine Erstaufnahme und eine Abpufferung der Niederschlagswasserabgabe sorgen kdnnen (vgl.
8§ 2 Nr. 4).
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Im 1. Quartal 2013 werden in allen Baugebieten Bohrsondierungen mit einer Bohrtiefe bis 6,0 m
Tiefe vorgenommen, um die ortliche Versickerungsfahigkeit des Bodens zu prifen und darauf
aufbauend ein Oberflachenentwasserungskonzept zu erstellen.

Im Vorwege der aktuellen Baugrunduntersuchungen wurden vorhandene Daten Uber Baugrund-
aufschlisse ausgewertet, die am Geologischen Landesamt in Hamburg abgefragt wurden.

Die Auswahl der Aufschliisse wurde so gewdhlt, dass alle Bauquartiere im Plangebiet abgedeckt
werden konnten. Das Raster der Aufschliisse liegt etwa zwischen 40 und maximal 130 m Ab-
stand. Die Daten sind aus den Jahren zwischen 1939 und 1979.

Die Ergebnisse dieser Datenauswertung stellen sich wie folgt dar:

Im &stlichen reinen Wohngebiet, umschlossen von den StraBen Wulffsgrund, Wulffsblécken Sid
und Nord bis zum Weg Nr. 360 und die stdlichen Hausblockenden Wulffsgrund 32 und 103 be-
finden sich bindige Boden (Ton, Lehm, Geschiebemergel, Schluff) bis in Tiefenlagen von 5,0 m,
6,0 m, 8,0 m und einmal 10,0 m. Eine Versickerung wird hier fraglich sein.

In den Baugebieten nordlich Wulffsgrund, zwischen Langenhorner Chaussee und Tannenzu-
schlag sowie sudlich Wulffsgrund werden vorwiegend Feinsande und Mittelsande bis in Tiefen
zwischen 6,0 m und 12,0 m angetroffen. Einige Aufschliisse weisen eine Zwischenlage aus Ge-
schiebelehm auf, die sich oberflachennah 0,40 m (0,80 m) bis 1,40 m (2,30 m) befindet. Hier
wird derzeit davon ausgegangen, dass eine Versickerung bis in die unteren Sande abgeftihrt
werden kann, vorbehaltlich der spéater noch zu ermittelnden Bodenkennwerte (kf-Werte).

Im Baugebiet westlich Wulffsblocken stehen wechselnde Schichtfolgen mit Sanden, darunter
Geschiebelehm bzw. Geschiebemergel und wieder Sande an. Die Schichtdicken liegen im
Wechsel etwa zwischen 1,30 m und 2,0 m Mé&chtigkeit. Die Aufschlisse sind zwischen 6,0 und
12,0 m tief erbohrt. Ob die jeweiligen Sandschichten eine Versickerung erméglichen, ist GUber die
spatere kf-Wert-Bestimmung zu ermitteln.

Im nordwestlichen Teil des Baugebietes nordlich Wulffsblécken wurden Sande am Foorthkamp
bis 2,80 m bzw. 6,50 m angetroffen, darunter steht Geschiebemergel an. 50 m sudlich vom
Foorthkamp dagegen besteht der Baugrund bis 12,0 m bzw. 10,0 m Tiefe Uberwiegend aus
Lehm und Mergel. Die hier anstehenden oberflachennahen Sande kdénnen wohl eher vernach-
lassigt werden. Diese zwei Aufschlisse bilden jedoch nur einen Streifen zwischen den ndérdlich
und sudlich befindlichen Sanden, so dass die betroffene Flache 6rtlich eingegrenzt ist und wahr-
scheinlich nicht maRgeblich ist flr dieses Baugebiet.

5.7 MaRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege

5.7.1 Baum- und Landschaftsschutz

Im Plangebiet befinden sich erhaltenswerte Baume.

Aufgrund der Erforderlichkeit zur Anlage zahlreicher Tiefgaragen, welche zukiinftig als Unter-
bauung in bisherige Freiflachen hineinragen, wird es erforderlich auch einige der Baume zu fal-
len und diese durch Neuanpflanzungen zu ersetzen. Einige ortshildpragende und besonders er-
haltenswerte Einzel-Laubb&aume in den reinen Wohngebieten werden in der Planzeichnung mit
einem Erhaltungsgebot gekennzeichnet. Fir diese Einzelbdume wird festgesetzt, dass bei ei-
nem Abgang Ersatzpflanzungen so vorzunehmen sind, dass der Umfang und der Charakter der
Pflanzung erhalten bleibt (vgl. 8 2 Nr. 8). Dieses beinhaltet, dass in der Regel am selben Stand-
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ort oder in unmittelbarer Nachbarschaft ein Ersatzbaum der gleichen Art zu pflanzen ist und die
Neuanpflanzung mit einem bereits kraftiger entwickelten Ersatzbaum erfolgen muss.

In den offentlichen Verkehrsflachen sind in Teilabschnitten ebenfalls Laubbdume vorhanden, die
teilweise sehr gebietspragend sind.

In der Verkehrsflache der Langenhorner Chaussee befinden sich fahrbahnparallel vier Linden
als Teil der Alleenbepflanzung. Im 6stlichen Abschnitt des Wulffsgrundes, auf rund 80 m Lénge,
Ostlich des Knotens Reekamp/Wulffsblécken, befindet sich auf der Nordseite der Verkehrsflache
eine dichte Reihe von bereits sehr hoch gewachsenen Eichen. Dort ist noch erkennbar, dass
diese Eichen aus einem frilher am Nordrand vom Wulffsgrund vorhandenen Knick herausge-
wachsen sind. Dieser Baum- und Gehdlzstreifen wird nicht durch Wegebeziehungen durchbro-
chen und die dort vorhandenen Gehdlzstrukturen verdecken selbst im unbelaubten Zustand im
Winterhalbjahr die auf dem nérdlichen Grundstiick vorhandenen Wohngebaude relativ stark
durch den so genannten ,Jalousieeffekt".

Der Bestand hoher Laubbdume, Gberwiegend Eichen, setzt sich beidseitig des Weges Nr. 360
vom Wulffsgrund sowohl nach Norden als auch nach Stiden fort. Das Flurstiick 2920 zwischen
Plangebiet und Weg Nr. 360 ist dicht mit altem Baumbestand versehen. Die Standorte dieser
Baume, deren Baumkronen bis zu 10 m in das Plangebiet hineinragen, befinden sich auRerhalb
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Diese Baume sind durch die Baumschutzsatzung
geschitzt und somit ist im Rahmen der Bautétigkeit im Plangebiet auch auf den Schutz der
Baumkronen und das darunterliegende Wurzelwerk zu achten.

Am Nordrand des Plangebietes, parallel zum Wegeflurstiick 10878 befindet sich — ebenfalls
Uberwiegend knapp aufRerhalb des Plangebietes — eine Gehdlz- und Baumreihe, die in ihrem
westlichen Teil in der Kartenunterlage als knickartiger Geholzstreifen dargestellt ist. Wenn im
Rahmen einer Neubebauung die dort am Nordrand befindlichen Garagenzeilen, deren nordliche
Zeile teilweise unter den Baumkronen steht, abgerissen wird, ist es dort mdglich, die Lebensbe-
dingungen fir die nérdliche Baumreihe zu verbessern.

In der Griunflache an der Strale Wulffsblécken, auf dem Flurstiick 9250 befinden sich mehrere
zu schitzende GroRbaume. Da hier keine Bebauung geplant ist und diese Baume auch dem all-
gemeinen Baumschutz unterliegen, bedarf es dort keiner zusatzlichen Baumerhaltungsgebote in
der Planzeichnung.

Durch den Erhalt dieser an den Gebietsrandern befindlichen geschlossenen Gehdlzstreifen, der
Eichenreihe am Wulffsgrund, den Gehélzen am Reekamp und auf der Grinflache an den Wulf-
fsblécken sowie den Erhalt der Gehdlzanbindung an den grof3irdumigen Gehélzsaum beidseitig
des Weges Nr. 360, bleibt die hiesige Funktion als Teil des Gerustes des Biotopverbundes als
Nahrungs-, Brut- und Lebensraum fir die Fauna (hier insbesondere auch der Avifauna), aber
auch fir Insekten, Kleinsauger und Fledermause erhalten. Diese insbesondere den &stlichen
Teil des Plangebietes pragenden GroRbaum- und Gehdlzstrukturen stellen eine landschaftsge-
rechte Eingriinung dar und wirken durch ihren Erhalt mit, dass auch bei einer schrittweisen Neu-
bebauung der Gesamtcharakter der Wulffschen Siedlung erhalten bleibt.

Zur nachhaltigen Sicherung der 6kologischen und gestalterischen Funktionen des Baumbestan-
des werden folgende Festsetzung getroffen: Fir die nach der Planzeichnung zu erhaltenden
Einzelbaume sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so vorzunehmen, dass Umfang und Charakter
der Pflanzung erhalten bleiben. Aul3erhalb von 6ffentlichen StralRenverkehrsflachen sind Gelan-
deaufhéhungen oder Abgrabungen im Kronenbereich der Baume unzuléssig (vgl. § 2 Nr. 8). Die
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Erhaltung und Nachpflanzverpflichtung fir orts- und landschaftsbildpragende Gehdlze an den
vorhandenen Standorten dient der Bewahrung der Identitéat des Gebietes. Die Festsetzung zum
Schutz des Wurzelraumes sichert die Erhaltung offener, unverdichteter und belebter Boden-
standorte im Wurzelbereich der Gehdlze, dient der Vermeidung von Wachstumsbeeintrachti-
gungen und hat ein besonderes Gewicht bei der Erhaltung der Baume.

5.7.2 Begriinungsmallinahmen

Tiefgaragen sind mit einem mindestens 50 cm starken, durchwurzelbaren Substrataufbau zu
versehen und zu begriinen. Im Bereich zu pflanzender Baume muss auf einer Flache von 12 gm
je Baum die Schichtstarke mindestens 1,0 m betragen (vgl. 8 2 Nummer 5). Mit der Festsetzung
soll auf den mit Tiefgaragen unterbauten Grundstiicksflachen die Anpflanzung einer 6kologisch
und gestalterisch wirksamen Vegetation sichergestellt werden. Die Mindestandeckungsstéarke
von 50 cm fur den Substrataufbau ist erforderlich, um Strauchern und sonstiger Vegetation ge-
eignete Wuchsbedingungen fiir eine langfristige Entwicklung bereitzustellen. Im Bereich von
Baumen ist die Erhéhung der Substratstarke auf einer Flache von 12 gm auf mindestens 1 m
vorzusehen, um den Baumen langfristig ausreichende Wuchsbedingungen zu sichern. Die An-
deckung mit Bodensubstrat fuhrt Gber die Wasserspeicherung und Verdunstung von Nieder-
schlagswasser zu positiven Auswirkungen auf das Kleinklima.

Bei geringen Niederschlagswasserereignissen kann das Niederschlagswasser vollstdndig im
Boden gehalten werden und uber die Geholze und die Bodenoberflache verdunstet werden. Bei
groReren und nachhaltigeren Niederschlagsereignissen wird der Oberflachenabfluss zumindest
deutlich reduziert und verzdogert. Bei der Unterbauung von Freiflachen soll angestrebt werden,
dass von dem Baugrundstiick in ausreichendem Malf3e auch unterbaufreie Freiflachen gesichert
werden, um dort Anlagen fir eine ortliche Niederschlagswasserversickerung realisieren zu kén-
nen.

Die Dacher der Geb&ude sind, soweit sie nicht der Belichtung, als Zuwegungen oder Terrassen-
flachen, oder der Nutzung der Sonnenenergie dienen und fur Dachaufbauten zur Aufnahme
technischer Anlagen erforderlich sind, mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren
Substrataufbau zu versehen und extensiv zu begriinen (vgl. 8 2 Nr. 4). Der Bau von Photovolta-
ikanlagen ist auch oberhalb der begrinten Dachflachen mdglich. Dachbegrinungen wirken wie
eine schwammartige Regenrlckhaltung bei Niederschlagsereignissen, da sie Regenwasser
speichern und erst wenn die Speicherkapazitat erschopft ist, das zusatzliche und nicht mehr
speicherbare Niederschlagswasser zeitverzogert Uber die Fallrohre abgeben, damit dieses mog-
lichst in der Nachbarschaft auf den Grundstiicken zur Zwischenspeicherung und dann zur Versi-
ckerung gefuhrt werden kann.

Dachbegrinungen wirken dartiber hinaus stabilisierend auf das Kleinklima und bilden einen Er-
satzlebensraum fir Insekten, Vdgel und Pflanzen. Es ist deshalb eine wesentliche MalRnhahme
zur Minderung der durch die Bebauung verursachten Eingriffe. Zur nachhaltigen Sicherung der
Okologischen und visuellen Auswirkung der extensiven Dachbegriinung sind Substratstarken
von mindestens 8 cm vorgeschrieben.

Es mussen jedoch nur solche Dachflachen begriint werden, die nicht anderweitig sinnvoll ge-
nutzt oder fir technische Aufbauten zwingend bendétigt werden. Dadurch werden Spielraume fiir
die Errichtung von transparenten Déchern zur Schaffung hochwertiger Wohnrdume sowie die
sinnvolle Anlage von Dachterrassen bei Geb&duden mit der Mdglichkeit zum Bau von Staffelge-
schossen zur Verbesserung der Aufenthaltsqualitdt der im Plangebiet lebenden Personen ge-
schaffen. Auch bei dem Bau von Photovoltaikmodulen auf einem Flachdach oder einem flach
geneigten Dach ist es moglich, das eigentliche Dach als Griindach herzustellen. Zudem soll zur
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Vermeidung unnétiger Harten die Moglichkeit zur Errichtung von - haufig aus technischen Grin-
den erforderlichen - Dachaufbauten zur Aufnahme technischer Anlagen erhalten bleiben.

Grundstlickseinfriedungen und Einfriedungen von Mietergarten sind nur in Form von Hecken zu-
lassig (vgl. 8 2 Nr. 7). Der Verlust vorhandener Gehdlzstrukturen soll auch durch die Neuan-
pflanzung von Hecken kompensiert werden. Die Hecken sind mit standortgerechten heimischen
Laubgeholzen zu pflanzen (vgl. 8 2 Nr. 9), z.B. mit Hainbuchenhecken. Die jeweiligen Hecken-
abschnitte sind in einer einheitlichen Gehdlzart zu pflanzen und kénnen zusatzlich mit Zaunen
versehen werden. Hecken bieten zahlreichen Tierarten ein Nahrungs- und Brutbiotop und stellen
somit einen wichtigen Baustein zum Erhalt und zur Entwicklung der biologischen Vielfalt im
Siedlungsraum dar. Die durch Hecken gegliederten Mietergarten und Freirdume entsprechen
der zu Planungsbeginn vorhandenen Struktur der Freiraume in der Wulffschen Siedlung und die
Neuanlage solcher Heckenstrukturen tragt somit auch zum Erhalt des Gesamtcharakters der
Siedlung bei.

Fur festgesetzte Baumpflanzungen und fir Heckenpflanzungen sind standortgerechte einheimi-
sche Laubgehdlze zu verwenden und zu erhalten. GroRkronige BAume missen einen Stamm-
umfang von mindestens 18 cm, kleinkronige Baume und Obstbaume einen Stammumfang von
mindestens 14 cm in 1 m Hohe tber dem Erdboden aufweisen (vgl. 8 2 Nr. 9). Die Verwendung
standortgerechter einheimischer Geholze bietet Nahrungs- und Lebensrdume fir zahlreiche
heimische Tierarten und gewabhrleistet Gber die Sicherung der Nahrungskette die Bestandsviel-
falt. Die PflanzgréRen stellen bereits in kurzer Zeit die Entwicklung 6kologisch und visuell wirk-
samer Freiraumstrukturen fir die attraktive Begriinung des Wohngebiets sicher.

5.7.3 SchutzmafRnahmen fiir Boden und Wasserhaushalt

AuRRerhalb der StraRenverkehrsflachen und der befahrbaren Wege oder Wohnhdofe in den Bau-
gebieten sind Wege in wasser- und luftdurchlassigem Aufbau herzustellen (vgl. 8 2 Nr. 6). Die
Festsetzung dient der Erhaltung eines groRtmoéglichen Anteils versickerungsfahiger Fléachen,
Uber die das Niederschlagswasser in den Boden eindringen und dem naturlichen Wasserhaus-
halt zugeleitet werden kann. Gleichzeitig werden Speicher- und Versickerungsfunktionen des
Bodens anteilig erhalten.

5.7.4 Naturschutzfachliche Gesamtbeurteilung

Fur den Bebauungsplan greift die Eingriffsregelung. Die nach den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans voll- und teilversiegelbaren Flachen bezogen auf die Bauflachen haben einen Fla-
chenumfang von etwa 3,47 ha. Die Bebauung erfolgt in einem stadtebaulich vorgepragten Um-
feld mit einem versiegelten Flachenanteil Giber vorhandene Gebaude, Wege, offene Stellplatzan-
lagen und Garagenhéfe von rund 2,03 ha innerhalb der Bauflachen der WA- und WR-Gebiete.
Die dargestellten grinordnerischen MalRnahmen tragen zur Vermeidung, Verminderung und zu
einem Ausgleich moglicher Beeintrachtigungen bei. Hierzu zéhlen Anpflanz- und Erhaltungsge-
bote und Festsetzungen zur Dach- und Tiefgaragenbegriinung.

Bei der Umsetzung der im Bebauungsplan festgesetzten MinderungsmalRnahmen verbleiben
keine erheblichen Beeintrachtigungen der Leistungsfahigkeit und Funktionsfahigkeit fir die
guantifizierbaren Schutzgiter ,Boden’ und ,Pflanzen- und Tierwelt'’ sowie die anderen Natur-
haushaltsfaktoren und das Landschaftsbild. Diese kbnnen im Plangebiet kompensiert werden.

Artenschutzrechtliche Belange fir die Artengruppen der Brutvogel sind berihrt. Bei Einhaltung
der VermeidungsmaRnahmen (Schutzfristen fir Baumfallungen und Beriicksichtigung der Brut-
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zeiten beim Gebaudeabbruch) sind keine potenziellen Gefédhrdungen vorkommender Arten zu
erwarten.

Externe Ausgleichsmanahmen sind nicht erforderlich.

6 MaRBnahmen zur Verwirklichung
Enteignungen kénnen nach den Vorschriften des Finften Teils des Ersten Kapitels des BauGB
durchgefihrt werden, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen.

In diesem Planverfahren wird davon ausgegangen, dass Uber eine vertragliche Regelung zwi-
schen den Grundeigentiimern und der Freien und Hansestadt eine Ubereignung der bisherigen
privaten Grundsticksflachen an die FHH erfolgt, die fur die Verbreiterung der 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen geman den Festsetzungen im Bebauungsplan bendétigt werden.

Es sind insgesamt 1.795 gm zukiinftige Verkehrsflache an die FHH zu ubereignen. Weitere 137
gm zukunftige Verkehrsflache missen vom Flurstiick 4009 (Vattenfall-Fernwérme) an die FHH
Ubertragen werden, um auch in diesem Abschnitt die Verkehrsflache des Dieckmihlenweges
um 2,8 m zu verbreitern. Am Reekamp werden 49 gm von der Verkehrsflache zukinftig dem
angrenzenden reinen Wohngebiet zugeordnet.

7 Aufhebung bestehender Plane

Fur das Plangebiet werden die bestehenden Bebauungsplane Langenhorn 26 vom 17.03.1969
(GVBI. Nr. 8, S. 32) und der Bebauungsplan Langenhorn 45 vom 08.03.1968 (GVBI. Nr. 9, S.
22) aufgehoben.

8 Flachen- und Kostenangaben

8.1 Flachenangaben

Das Plangebiet ist etwa 74.910 gm groR3. Hiervon werden fur Offentliche Stralen etwa 13.790
gm bengtigt. Das allgemeine Wohngebiet ist 4.810 gm grol3 und die reinen Wohngebiete insge-
samt 52.960 gm. Weiterhin sind zwei Griinflichen mit zusammen 1.700 gm festgesetzt und eine
Flache fir Versorgungslagen (Vattenfall-Fernwarme) mit 1.650 gm.

8.2 Kostenangaben
Der Freien und Hansestadt Hamburg entstehen durch den Bebauungsplan keine Kosten.
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Anlage 2

... Anderung des Landschaftsprogramms
far die Freie und Hansestadt Hamburg

vom ...

(1) Das Landschaftsprogramm fiur die Freie und Hansestadt Hamburg vom 14. Juli
1997 (HmbGVBI. S. 363) wird fur den Geltungsbereich zwischen Langenhorner
Chaussee und Weg Nr. 360 mit den Siedlungen am Waulffsgrund und
Wulffsblocken im Stadtteil Langenhorn (L 4/12 - Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil
432) geadndert.

(2) Das maRgebliche Stiick der Anderung des Landschaftsprogramms und der ihm
beigegebene Erlauterungsbericht sowie die zusammenfassende Erklarung gemaf
8 14 | Absatz 2 Nummer 2 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung in
der Fassung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 95), zuletzt gedndert am 6.
Oktober 2011 (BGBI. I S. 1986, 1990) werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier

Einsicht niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Ein Abdruck der Plane und der Erlauterungsbericht sowie die zusammenfassende
Erklarung konnen beim Ortlich zustédndigen Bezirksamt wahrend der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusatzliche Abdrucke beim

Bezirksamt vorhanden sind, werden sie kostenfrei zur Verfligung gestellt.



Stand: Februar 2013

Erlauterungsbericht
zur Anderung des Landschaftsprogramms (Entwurf)
(Wohnen in der Wulffschen Siedlung, sudlich Foorthkamp in Langenhorn)

Grundlage und Verfahrensablauf

Grundlage der ... Anderung des Landschaftsprogramms fiir die Freie und Hansestadt
Hamburg vom 14. Juli 1997 (HmbGVBI. S. 363) ist das Hamburgisches Gesetz zur
Ausfuhrung des Bundesnaturschutzgesetzes (HmbBNatSchAG) vom 11. Mai 2010
(HmbGVBI. S. 350, 402), geéndert am 23. Dezember 2011 (HmbGVBI. 2012 S. 1).

Das Plananderungsverfahren L 4/12 wird durch die ... Aufstellung des
Bebauungsplanes  Langenhorn 73  erforderlich. Eine  Anderung des
Flachennutzungsplans ist nicht erforderlich. Die Zustimmung zur Einleitung des
Anderungsverfahrens des Landschaftsprogramms durch die Behorde fiir
Stadtentwicklung und Umwelt ist erfolgt. Die 6ffentliche Auslegung der Plananderung

hat nach der Bekanntmachung vom ... (Amtl. Anz. S. ...) stattgefunden.

Die Erforderlichkeit und die Durchfihrung einer Strategischen Umweltprifung (SUP)
bei Landschaftsplanungen waren bisher in der bis zum 28. Februar 2010 geltenden
Fassung des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitspriufung (UVPG in der
Fassung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 95), zuletzt geandert am 6. Oktober 2011
(BGBI. I S. 1986, 1990), geregelt; seit dem 1. Marz 2010 richten sie sich nach
Landesrecht (8 19a UVPG). Bis zu einer landeseinheitlichen Regelung sind
Strategische Umweltprifungen bei der Aufstellung oder Anderung von
Landschaftsplanungen nach Mafigabe der Richtlinie 2001/42/EG des Européaischen
Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 dber die Prifung der
Umweltauswirkungen bestimmter Plane und Programme (ABI. EG Nr. L 197 S. 30)
durchzufuhren. Da das UVPG diese Richtlinie im Ubrigen hinreichend umsetzt,
werden die fur die Feststellung der SUP-Pflicht und das Verfahren der SUP

einschlagigen Vorschriften des UVPG entsprechend angewendet.

Fur diese Anderung des Landschaftsprogramms wird daher nach § 14b Absatz 1
UVPG in Verbindung mit Artikel 3 Absatz 2 lit. a) der Richtlinie 2001/42/EG eine

Strategische Umweltprifung durchgefuhrt und ein Umweltbericht erstellt.



Inhalt des Landschaftsprogramms

Das Landschaftsprogramm stellt in dem zu &ndernden Bereich die Milieus
.Gartenbezogenes Wohnen" und ,Parkanlage” sowie die Milieulbergreifenden
Funktionen ,Griine Wegeverbindung*®, ,Entwicklungsbereich Naturhaushalt® entlang
der Langenhorner Chaussee* und ~Schutz oberflachennahes
Grundwassers/Stauwassers” dar. Die Langenhorner Chaussee ist als ,Sonstige

Hauptverkehrsstraf3e* hervorgehoben.

In der Karte Arten- und Biotopschutz wird der Biotopentwicklungsraum 11a ,Offene
Wohnbebauung mit artenreichen Biotopelementen, wie Hecken, Knicks, Tumpeln,
Ruderalflachen, Gehdlzbestdnden, Baumen und Wiesen, bei hohem Anteil an
Grinflachen” dargestellt. Die Langenhorner Chaussee ist als Biotopentwicklungsraum

14e ,Hauptverkehrsstral3en* hervorgehoben.

Inhalt des Flachennutzungsplans

Der Flachennutzungsplan fur die Freie und Hansestadt Hamburg in der Fassung der
Neubekanntmachung vom 22. Oktober 1997 (HmbGVBI. S. 485) mit seiner ....
Anderung stellt in dem Bereich ,Wohnbauflachen* dar. Die Langenhorner Chaussee

ist als ,Sonstige Hauptverkehrsstral3en“ hervorgehoben.

Anlass und Inhalt der Planung

Anlass ist die mafvolle bauliche Verdichtung der vorhandenen Wohnsiedlung in
mehrgeschossiger Bauweise. Dabei erfolgt die Anpassung der Darstellung im
Landschaftsprogramm an die Bestandssituation. Unter Beachtung des
Flachennutzungsplans wird im Landschaftsprogramm der Bereich vom Milieu
,Gartenbezogenes Wohnen“ in das Milieu ,Etagenwohnen” und entsprechend dem

Bestand ein Teil des Milieus ,Parkanlage” in das Milieu ,,Etagenwohnen” geandert.

Die Karte Arten- und Biotopschutz (ABS-Karte) stellt kinftig den
Biotopentwicklungsraum 12 ,Stadtisch gepragter Bereich mit mittlerem bis geringem

Grunanteil* dar.
Das Gebiet der Landschaftsprogramménderung umfasst eine Flache von ca. 7 ha.
Umweltbericht

Die Wohnnutzung des Gebiets bleibt erhalten. Entsprechend der vorhandenen und

geplanten mehrgeschossigen Bauweise wird die Darstellung des
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Landschaftsprogramms angepasst. Im Bereich der Parkanlage am Wulffsgang erfolgt

die Darstellung bestandsgemals.

Darstellung der bestehenden Inhalte und Ziele des Landschaftsprogramms fur

das Anderungsgebiet

Das Landschaftsprogramm und die Karte ABS stellen Ubereinstimmend das Milieu
,Gartenbezogenes Wohnen* und den Biotopentwicklungsraum 1la ,Offene
Wohnbebauung mit artenreichen Biotopelementen, wie Hecken, Knicks, Tumpeln,
Ruderalflachen, Gehoélzbestanden, Baumen und Wiesen, bei hohem Anteil an
Grunflachen* sowie das Milieu ,Parkanlage” und den Biotopentwicklungsraum 10a
.Parkanlage“ dar. Entwicklungsziele fur das Milieu ,Gartenbezogenes Wohnen* sind:
Sicherung der direkt den Wohnungen zugeordneten Freiflachen, Erhalt und
Schaffung zusammenhangender Freiflachen, Erhaltung und Rickgewinnung optisch
wahrnehmbarer Landschaftsbeziige durch Ausbildung klarer rdumlicher Gliederungen
und Betonung ortstypischer Landschaftselemente, Gestaltung von Siedlungsrandern
als Begrenzung zum offenen Landschaftsraum, umweltvertragliche
Gartenbewirtschaftung, Sicherung und Entwicklung naturlicher Bodenfunktionen von
unbebauten Teilflachen durch Reduzierung der Versiegelung, Sicherung des
Wasserhaushaltes u. a. durch Versickerung von Niederschlagwasser, Ressourcen-
schonung z. B. durch Verwendung von Niederschlagswasser als Brauchwasser,

Erhalt und Entwicklung standortgerechter Vegetationsbestande.

Das im Nordosten des Anderungsbereichs dargestellte Milieu ,Parkanlage® wird
gemal des Bestands in das Milieu ,Etagenwohnen“ geandert. Flr diese graphische

Anpassung wird kein Umweltbericht erstellt.

Beschreibung des aktuellen Zustandes der Umwelt

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Langenhorn 6stlich der Langenhorner Chaussee,
sudlich der Straf3e Foorthkamp und weist eine stark durchgriinte Wohnbebauung mit

zweigeschossigen Wohnblocks auf.

Der Geltungsbereich ist allseitig von Wohngebieten umgeben. Im Nordosten grenzt
eine groRRere offentliche Grinflache mit Spielplatz an, die der wohnungsnahen
Versorgung mit Freiflachen dient. Eine Griine Wegeverbindung im Norden und Osten

verknipft die Grunflachen im Bereich des Bornbaches im Norden mit den sudlich
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liegenden Parkanlagen und Spielplatzen und stellt damit eine Vernetzung im Sinne

des Freiraumverbundsystems her.

Das Plangebiet zeichnet sich durch eine stark durchgriinte Wohnbebauung mit einem
hohen Anteil alter Bdume und Heckenstruktur aus. Insbesondere grof3e, alte

Laubbdume wie Eiche, Hainbuche und Ahorn préagen das Bild.

Mit der durchgefiuihrten faunistische Erfassung konnten im Gebiet keine
Jagdaktivitditen und Quartiernutzungen sondern lediglich  Durchflige von

Flederméausen festgestellt werden.

Das Plangebiet konnten 33 der potentiell vorkommenden 36 einheimischen

Vogelarten kartiert werden. Als Koloniebriiter kommt der Mauersegler vor.

Es kommt keine Art vor, die nach Rote Liste Hamburg gefahrdet ist. Besondere
Amphibien und Kéferarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie kommen nicht vor.
Insgesamt konnte kein Anteil von Lebensraumtypen nach FFH-Richtlinie ermittelt

werden.

Die Eichenreihe im Wulffsgrund sowie die Baumreihen entlang des Wegs Nr. 360
(auRerhalb des Anderungsbereichs) und nordlich der Wohnbebauung Wulffsblécken

bilden ein Netz aus nach BNatSchG gesetzlich geschiitzten linearen § 30 Biotopen.

Voraussichtliche Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung/ Anderung des

Landschaftsprogramms

Das Gebiet wird nachverdichtet. Durch Wohnungsbau, Unterbringung des
Individualverkehrs in Tiefgaragen und Ausbau der ErschlieBung gehen private

Freiflachen und vorhandener Baumbestand verloren.

5.3.1 Freiraum und Erholung

53.2

Die am dstlichen Rand gelegene Grine Wegeverbindung und die Grinflache bleiben
erhalten. Eine erhebliche Verschlechterung der Freiraumversorgungssituation ist

daher nicht zu erwarten.

Arten- und Biotopschutz
Das Plangebiet ist gepragt von parkartig angelegten Freiflaichen mit altem
Baumbestand. Im Rahmen der Bauarbeiten und der Erweiterung der Gebaude ist mit

dem Verlust von privaten Freiflachen, Gehdlzen und B&adumen und dem Verlust
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potenzieller Lebensraume fir Végel zu rechnen. Fir den Mauersegler und mogliche
Gebéaudebriter sind auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entsprechende

MalRRnahmen zu treffen, die Verbotstatbestande nach §8 44 BNatSchG ausschlielRen.

Naturhaushalt

Neue Bodenversiegelungen durch Bebauung konnen sich negativ auf den
Naturhaushalt auswirken und zu Beeintrachtigungen des Boden- und
Wasserhaushalts, des Lokalklimas und des erhaltenswerten Baumbestands fiihren.
Die geplante Baumalnahme wird zu zusatzlicher Bodenversiegelung durch die
VergroRerung der Geb&aude und Uberbauung teilversiegelter Garagenhéfe sowie den
Ausbau der inneren ErschlieBung flihren. Zum Schutz des Bodens, seiner
Versickerungsfahigkeit und zum Schutz des Grundwassers sind auf den
nachfolgenden Planungsebenen entsprechende MalRnahmen zu treffen, um

Beeintrachtigungen zu vermindern bzw. zu vermeiden.

Aufgrund der verbleibenden Grunflachen mit ihren stadtklimatischen Funktionen ist

der Einfluss auf das Lokalklima als nicht erheblich zu bewerten.

Landschaftsbild

Das Landschaftsbild wird durch Neubebauung verandert. Der in sich geschlossene,
grin gepragte Charakter der heutigen Siedlung wird durch Verdichtung und
Vergrof3erung der Baukorper beeintrachtigt. Entsprechende Festsetzungen zum
Erhalt  wertvoller  Gehdlzstrukturen  bzw. BegriinungsmalRhahmen  zur
Wiederherstellung begrunter Flachen sind auf der Ebene der verbindlichen
Bauleitplanung zu treffen. Dennoch ist die Neubebauung als Beeintrachtigung des

Landschaftsbildes zu bewerten.

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchfuhrung der Plandnderung des

Landschaftsprogramms

Der Bebauungsplan Langenhorn 73 ist aus den Darstellungen des
Flachennutzungsplans entwickelbar. Die Darstellungen des Landschaftsprogramms
sind hinsichtlich der Baustrukturen und Zielsetzungen zu Natur und Landschaft
differenzierter. Die Nichtdurchfihrung der Plandnderung fuhrt zu einer fehlerhaften

Darstellung der Zielsetzungen im Landschaftsprogramm.
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5.6

5.7

5.8

Vernunftige Alternativen/ Alternativenprifung, Bewertung

Der Bebauungsplan Langenhorn 73 ist aus den Darstellungen des
Flachennutzungsplans entwickelbar. Vor dem Hintergrund der Wachstumsziele der
Freien und Hansestadt Hamburg ist die Innenentwicklung vornehmlich
voranzutreiben, sofern einzelne Schutzgiter nicht unverhaltnisméaRig beeintrachtigt
werden. Die Flache liegt in zentraler Lage in Langenhorn im Umfeld der U-Bahn-
Station Langenhorn-Nord. Sie ist erschlossen und in die umliegende Wohnbebauung
integriert. Mit der Anderung des Landschaftsprogramms werden die Zielsetzungen fiir

Natur und Landschaft gemaf den tatsachlichen Entwicklungen aktualisiert.

Hinweise auf Schwierigkeiten, technische Licken, fehlende Kenntnisse

Es bestanden keine Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben fir die
Strategische Umweltpriifung auf der Ebene des Landschaftsprogramms. Es liegen

alle Daten und Informationen vor, die zur Aufstellung der Planung erforderlich sind.

MalRnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum Ausgleich von

nachteiligen Umweltauswirkungen
Auf der nachfolgenden Planungsebene sind folgende Punkte zu beachten:

Der Baumbestand ist soweit wie mdglich zu erhalten. Der Verlust von Baumen ist
durch Neupflanzungen zu ersetzen. Die rechtlich erforderliche und fachlich sinnvolle
Sicherung des Baumbestandes inshesondere unter Beachtung der linienhaften § 30

Biotope erfolgt auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung.

Beeintrachtigungen von geschitzten faunistischen Arten sind durch geeignete

Maflnahmen zu vermeiden.
Die naturlichen Bodenfunktionen sind soweit wie mdglich zu erhalten.

Der grungepragte Charakter der Siedlung ist durch Neupflanzungen und

weitgehenden Erhalt des alten Griinbestandes zu bewahren bzw. wiederherzustellen.

Monitoring/ Umweltiberwachung

Die Uberwachung erfolgt im Rahmen von fachgesetzlichen Verpflichtungen zur
Umwelttiiberwachung nach Wasserhaushalts-, Bundesimmissionsschutz- (Luftqualitat,

Larm), Bundesbodenschutz- (Altlasten) und Bundesnaturschutzgesetz
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(Umweltbeobachtung) sowie gegebenenfalls weiterer Regelungen. Damit sollen
unvorhergesehene erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen, die infolge der
Planrealisierung auftreten, erkannt werden. Besondere UberwachungsmaRnahmen

sind derzeit nicht vorgesehen.

Zusammenfassung des Umweltberichtes

Durch die Anderung des Landschaftsprogramms von der Darstellung des Milieus
,Gartenbezogenes Wohnen“ in das Milieu ,Etagenwohnen* und angepasst an die
Bestandssituation vom Milieu ,Parkanlage” in das Milieu ,Etagenwohnen” wird die
Nachverdichtung bzw. Neubebauung der Wohnbauflachen mit mehrgeschossigem
Wohnungsbau nachvollzogen. Standortalternativen sind nicht vorhanden. Eine
Nichtrealisierung wirde die Ziele der Innenentwicklung zugunsten des Erhalts

landschaftsgepragter Raume nicht erfullen.

Durch zusétzliche Versiegelung wird der Boden- und Wasserhaushalt beeintrachtigt.
Es sind entsprechende Schutzmafihahmen auf nachfolgenden Planungsebenen zu
treffen. Die Beeintrachtigung ist durch Berucksichtigung vorhandener Strukturen unter
weitest gehendem Erhalt des Baumbestandes sowie Nachpflanzungen so gering wie

maoglich zu halten.

Die zu erwartenden Beeintrdchtigungen lassen sich durch MafRnahmen auf
nachfolgenden Planungsebenen soweit vermindern oder vermeiden, dass insgesamt

keine erheblichen Beeintrachtigungen zu erwarten sind.



s

bearbeitet: 08.05.12

Freie und Hansestadt Hamburg

Landschaftsprogramm

Landschaftsprogrammanderung L 04/12 M 1 :20 000
Wohnen in der Wulffschen Siedlung sldlich Foorthkamp
in Langenhorn

>

ktuelles Landschaftsprogramm

iet
VI

LN

/

IO~

o

N\
B

N

2\

N
0@
Q’(\
&
y, Q

1l thyy
N

%

=

]

8]

.’(' 1&% E Fie .7 .
[ Te= o §%¢;j ¥

.b.m “Q X v ﬂ .'.'...
=\

P

"3.' o)

O

—
o

haftsprogrammanderung

@
aQ

{EeS s

RIS




* i + Freie und Hansestadt Hamburg

m Landschaftsprogramm
— ——— Arten- und Biotopschutz

Landschaftsprogrammanderung L 4/12
Wohnen in der Wulffschen Siedlung stdlich Foorthkamp in Langenhorn

Arten- und Biotopschutz, AKTUELL M. 1:20.000

Rhb,
plat
B Immenhéven

twi

Lang. trag,
s
3

7

)/\/

A

Arten- und Biotopschutz, GEANDERT

—
Rhb.
pla
@ Immenhﬁven

—=X="11

o
Lang.
ES l B
[
3
Ex)=1]
=3
= 3
Pl ey e . e ey [

Z
=,
=

Entwurf 2012-05-16

\
\

0

&4

=2
St S
A 3

O

- Stadtisch gepragte Bereiche mit mittlerem bis geringem Grinanteil (12)



	1-Vorlage_Verteiler+Anschreiben_TöB-Verschickung
	2-Entwurf-Verordnung-aktuell
	3_Entw_Begr_abschl-aktuelldoc
	4-Lapro_La73_Beschluss
	5-Erläuterungsbericht_Lapro
	6-2012_L_04_La73
	7-Langenhorn_73_Wulffsche_Siedl_L4-12_ABS_2012-05-16
	8-Planzeichnung-aktuell



